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Die Reihe „Das österreichische Parlament in persönlichen 

Erinnerungen“ wurde vom Historiker und langjährigen Leiter 

des Parlamentsarchivs Günther Schefbeck ins Leben  

gerufen. Seine Gespräche mit ehemaligen Abgeordneten 

zum Nationalrat und Mitgliedern des Bundesrates spiegeln 

die Geschichte von Demokratie und Parlamentarismus in 

Österreich in den vergangenen Jahrzehnten wider. Gleich-

zeitig erlauben sie vertiefte Einblicke und beleuchten Zeitge-

schichte aus völlig neuen und besonders spannenden Blick-

winkeln – jenen der Gestaltenden selbst. Warum politische 

Entscheidungen getroffen wurden, welchen Einfluss gesell-

schaftliche und mediale Rahmenbedingungen hatten und wie 

in entscheidenden Momenten der Parlamentarismus in der 

Praxis funktioniert – all diesen Fragen gehen die Gespräche 

nach. Zugleich zeichnen sie ein lebendiges Bild der Abläufe 

im österreichischen Parlament und deren Veränderung durch 

Prozesse der Digitalisierung.

Die Interviewpartnerinnen und -partner von Schefbeck 	

bilden das gesamte Spektrum ab: Präsidentinnen und  

Präsidenten des Nationalrates, Klubobleute, Abgeordnete 

zum Nationalrat, Präsidentinnen und Präsidenten des  

Bundesrates sowie Mitglieder des Bundesrates. Sie alle  

erleben Parlamentarismus in verschiedenen, einander teil-

weise überschneidenden Rollen. Die Analyse von Wende-

punkten und die rückblickende Betrachtung ist dabei nicht 

nur eine für Interessierte spannende Lektüre – sie erlaubt 

in ihrer Bezugsetzung zur Gegenwart auch Lehren für die 

Zukunft.



Einleitung
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Wer sich im Jahr 1983 in Österreich im Mittelschulalter befindet, kann sich an  

keinen anderen Bundeskanzler erinnern als an Bruno Kreisky. Seit 1970 steht  

Kreisky an der Spitze der Bundesregierung, regiert die SPÖ allein. Am 24. April 1983 

aber endet die „Ära Kreisky“: Bei der Nationalratswahl verliert die SPÖ die absolute, 

behält aber die relative Stimmen- und Mandatsmehrheit. Während sich der Bundes-

parteiobmann der ÖVP, Alois Mock, in der Parteizentrale der ÖVP dafür feiern lässt, 

die absolute Mehrheit der SPÖ gebrochen zu haben, bespricht Bruno Kreisky schon 

am Wahlabend mit dem Bundesparteiobmann der FPÖ, Norbert Steger, die poli-

tische Zukunft: Er strebt eine kleine Koalition mit der FPÖ an, sein Nachfolger als 

Bundeskanzler und SPÖ-Parteiobmann soll der bisherige Vizekanzler Fred Sinowatz, 

Vizekanzler soll Norbert Steger werden.

Und so kommt es auch. Die Koalitionsverhandlungen dauern weniger als einen 

Monat, schon am 24. Mai 1983 kann das Kabinett Sinowatz angelobt werden. Das 

Koalitionsübereinkommen zwischen SPÖ und FPÖ hat auch auf den Nationalrat,  

der am 19. Mai zu seiner konstituierenden Sitzung zusammentritt, eine sichtbare 

Auswirkung: Erstmals seit 1953, als Karl Hartleb als Vertreter des damaligen  

„Verbandes der Unabhängigen“ (der als „Wahlpartei der Unabhängigen“ zur National-

ratswahl angetreten ist) zum Dritten Präsidenten des Nationalrates gewählt worden 

ist, soll wieder ein Vertreter des sogenannten Dritten Lagers, welches nunmehr von 

der FPÖ repräsentiert wird, das Amt des Dritten Präsidenten des Nationalrates be-

kleiden. Dafür vorgesehen ist der bisherige Klubobmann und frühere langjährige 

Parteiobmann der FPÖ, Friedrich Peter. Bruno Kreisky ist ihm zu Dank verpflichtet: 

Peter hat mit dem FPÖ-Parlamentsklub nach der Nationalratswahl 1970, bei  

welcher die SPÖ erstmals die relative Mandatsmehrheit errungen hat, die Minder

heitsregierung Kreisky geduldet und Kreisky damit den Weg zur erstmaligen  

Gewinnung der absoluten Mehrheit bei den vorgezogenen Neuwahlen im Folgejahr  

geebnet. Kreisky seinerseits hat Peter gegen die Vorwürfe von Simon Wiesenthal im  

Zusammenhang mit Peters Zugehörigkeit zur 1. SS-Infanteriebrigade während  

des Zweiten Weltkrieges verteidigt.
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Dieser gegen Peter bestehenden Vorwürfe wegen erhebt sich nun im SPÖ- 

Parlamentsklub Widerstand gegen die Wahl Peters zum Dritten Präsidenten.  

So kündigt zum Beispiel der junge, nach einer Vorzugsstimmenkampagne in den 

Nationalrat gewählte Abgeordnete Josef Cap öffentlich an, Peter nicht zu wählen. 

Angesichts dieses Widerstandes verzichtet Peter am 17. Mai auf seine Kandidatur 

zum Dritten Präsidenten. Für die FPÖ stellt sich nun die Herausforderung, kurz- 

fristig einen Kandidaten zu präsentieren, der für die SPÖ-Abgeordneten wählbar ist, 

einen erfahrenen Parlamentarier, der aber in keiner Weise vorbelastet erscheint.  

Die Wahl fällt auf den Tiroler Abgeordneten Gerulf Stix, der seit 1971 dem National-

rat angehört. Stix hat zwar eben erst eine schwere Operation hinter sich gebracht, 

aber er erklärt sich bereit zu kandidieren, und wird am 19. Mai auch mit 133 von  

160 gültigen Stimmen zum Dritten Präsidenten des Nationalrates gewählt.

In dieser Funktion erwirbt sich Stix bald Ansehen über Parteigrenzen hinweg. Seit 

seiner Wahl ist es selbstverständlich geworden, dass der drittstärksten Fraktion im 

Nationalrat das Vorschlagsrecht für die Wahl des Dritten Präsidenten zukommt.  

(v. re.) Gerulf Stix, damals Dritter Nationalratspräsident, 

am Präsidium mit Nationalratspräsidenten Anton Benya 

und Zweitem Präsidenten Roland Minkowitsch (1983)
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Mit seiner Wahl und seiner Amtsführung hat Gerulf Stix also eine wesentliche 

Usance des österreichischen Parlamentarismus nachhaltig geprägt. 

Gerulf Stix wurde am 28. Jänner 1935 in Wien geboren, verbrachte aber schon seine 

Kindheit in Tirol. 1953 maturierte er an der Handelsakademie in Innsbruck, an den 

Universitäten Innsbruck und Frankfurt am Main widmete er sich dem Studium der 

Volkswirtschaft, das er mit der Promotion 1957 abschloss. Danach arbeitete er bei 

verschiedenen Unternehmen in Deutschland und Österreich und wurde schließlich 

Prokurist im Verlag der „Tiroler Tageszeitung“ in Innsbruck. 

Nach seiner Rückkehr aus Deutschland begann er sich in Tirol für die FPÖ, der er seit 

1963 angehörte, zu engagieren. Die FPÖ entsprach damals noch dem klassischen 

Typus der „Honoratiorenpartei“, in der ältere, gesellschaftlich etablierte Funktionäre, 

oft Freiberufler oder Selbstständige, bestimmend waren. In einer so strukturierten 

Partei war es durchaus ungewöhnlich, dass ein mit 37 Jahren noch verhältnismäßig 

junger Mann als Spitzenkandidat für die Nationalratswahl nominiert wurde, wie es 

bei Gerulf Stix 1971 geschah. Bei dieser Wahl gelangte erstmals die kleinere Partei-

en begünstigende Nationalrats-Wahlordnung 1971 zur Anwendung, und so gelang 

es der Tiroler FPÖ, über ein Restmandat des Wahlkreisverbandes West Gerulf Stix in 

den Nationalrat zu entsenden. 

Auch hier war Gerulf Stix im Kreise der Honoratioren des FPÖ-Parlamentsklubs – 

wie Friedrich Peter, Tassilo Broesigke oder Gustav Zeillinger – zunächst ein „Junger“, 

dem ein bisher wenig bearbeitetes Politikfeld wie die Umwelt- und Energiepolitik 

zugewiesen wurde. Erfolgreich besetzte Gerulf Stix diese politische Marktnische und 

befasste sich als einer der ersten österreichischen Politiker beispielsweise mit der 

Nutzung alternativer Energieformen, wie etwa der Geothermie und insbesondere 

der Sonnenenergie. Seiner volkswirtschaftlichen Ausbildung gemäß trat er aber bald 

auch als fachkompetenter Redner zu Wirtschafts- und Finanzfragen im Plenum des 

Nationalrates in Erscheinung. Seine sachliche Argumentationsweise trug ihm auch 

den Respekt der anderen Parlamentsfraktionen ein. 
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In seiner Jungfernrede im Nationalrat am 17. November 1971 hatte Gerulf Stix  

Mark Twain mit den Worten zitiert: „Wir lieben jene Menschen, die frisch heraus-

sagen, was sie denken, vorausgesetzt, sie denken dasselbe wie wir.“ In den folgenden 

zwölf Jahren, in denen sich Gerulf Stix als Oppositionspolitiker einer SPÖ-Allein

regierung gegenübersah, hat er stets frisch heraus gesagt, was er gedacht hat, ohne 

darauf Rücksicht zu nehmen, ob er dafür von der Regierungsmehrheit geliebt würde. 

Er hat dies freilich stets in einer Form getan, die dem parlamentarischen Dialog nicht 

abträglich war, sondern ihn zu entwickeln suchte. 

Tatsächlich hat die absolute Nationalratsmehrheit der SPÖ unter der Führung  

Bruno Kreiskys grundsätzlich den Konsens mit den Oppositionsfraktionen gesucht, 

was sich statistisch darin niedergeschlagen hat, dass im Durchschnitt rund drei  

Viertel der Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates einstimmig gefasst worden sind.  

In den Ausschüssen und Unterausschüssen des Nationalrates wurde über  

wichtige Vorlagen lange beraten, und in diesen Beratungen, insbesondere in den 

Unterausschüssen, hatten auch die Abgeordneten der Oppositionsfraktionen die  

Gelegenheit, sich einzubringen. Gerulf Stix war unter jenen, die davon nach Mög-

lichkeit Gebrauch gemacht haben, und er hat in vielen Unterausschüssen, denen er 

in den von ihm bearbeiteten Politikfeldern angehört hat, eine aktive Rolle gespielt, 

so beispielsweise in den Unterausschüssen zur Vorbehandlung des Elektrizitäts

wirtschaftsgesetzes, des Energiesicherungsgesetzes oder des Altölgesetzes. 

Für den parlamentarischen Stil der Zeit ist es charakteristisch, dass gelegentlich –  

was heute schwer vorstellbar erschiene – sogar Initiativanträge einer Oppositions-

fraktion eine kleine Chance auf Annahme hatten. So wurde im Jahr 1982 ein  

Initiativantrag der Abgeordneten Gerulf Stix und Genossen, der eine Anhebung  

des Begabtenstipendiums als Anerkennung für einen ausgezeichneten Studienerfolg 

von 5.000 auf 6.000 Schilling zum Ziel hatte, einstimmig beschlossen.

Seine parlamentarische Tätigkeit hatte auch Auswirkungen auf das persönliche 

Leben von Gerulf Stix: Seine berufliche Funktion als Prokurist bei der „Tiroler Tages-

zeitung“ musste er aufgeben, und 1973 machte er sich als Unternehmensberater 
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selbstständig. Seine inhaltlichen Schwerpunkte in diesem Beruf waren Marketing, 

Werbung, allgemeine Betriebsführung und Organisation. In der FPÖ Tirol stieg er 

1973 zum Landesparteiobmann auf, und seit 1976 war er stellvertretender Bundes-

parteiobmann der FPÖ; beide Funktionen übte er bis 1985 aus. Auf dem Programm-

parteitag im Juni 1985 in Salzburg wurde auch das neue Parteiprogramm der FPÖ 

beschlossen, dessen Erarbeitung Gerulf Stix gemeinsam mit Friedhelm Frischen-

schlager koordiniert hatte. 

Seine parteipolitische Arbeit schränkte Gerulf Stix nach seiner Wahl zum Dritten 

Präsidenten allmählich ein. Als Abgeordneter blieb er, soweit es ihm die Ausübung 

des Präsidentenamts erlaubte, weiterhin sehr aktiv; dabei hatte sich sein themati-

scher Schwerpunkt in Richtung Wissenschafts- und Forschungspolitik verschoben. 

Einige ihm besonders am Herzen liegende Themen wie die Sonnenenergieforschung 

verfolgte er weiterhin mit großem Nachdruck. Als Abgeordneter einer Regierungs-

fraktion hatte er nunmehr natürlich bessere Möglichkeiten, seine inhaltlichen  

Anliegen durchzusetzen; sein Gegenüber in der Wissenschaftspolitik war der  

Bundesminister für Wissenschaft und Forschung Heinz Fischer. Auf parlamenta

rischer Ebene hatte er ein gutes Arbeitsverhältnis mit den Wissenschaftssprechern 

der größeren Regierungsfraktion SPÖ, Ewald Nowotny, und der Oppositionsfraktion 

ÖVP, Heinrich Neisser, was sich auch in der gemeinsamen Einbringung von Initiativ-

anträgen niederschlug. 

1986 veränderte sich die politische Landschaft Österreichs neuerlich. Nach der 

Bundespräsidentenwahl trat Fred Sinowatz, der dem erfolgreichen ÖVP-Kandidaten 

Kurt Waldheim das Verschweigen seiner persönlichen Vergangenheit in der NS-Zeit 

vorgeworfen hatte, vom Amt des Bundeskanzlers zurück, und sein Nachfolger  

Franz Vranitzky beendete die Koalition mit der FPÖ, nachdem auf dem FPÖ-Bundes-

parteitag in Innsbruck im September des Jahres Jörg Haider Norbert Steger an der 

Parteispitze abgelöst hatte. Die vorgezogenen Neuwahlen bestätigten die relative 

Stimmen- und Mandatsmehrheit der SPÖ vor der ÖVP, während die FPÖ deutliche 

Gewinne erzielte und die Grünen – als Wahlpartei „Die Grüne Alternative – Liste 

Freda Meissner-Blau“ – erstmals in den Nationalrat einzogen. Franz Vranitzky blieb 
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Bundeskanzler und einigte sich mit dem ÖVP-Bundesparteiobmann Alois Mock,  

der Vizekanzler und Außenminister wurde, auf die Bildung einer Koalitionsregierung. 

Die FPÖ ging in die Opposition.

In der konstituierenden Sitzung des neu gewählten Nationalrates wurde Gerulf Stix 

zum Dritten Präsidenten wiedergewählt. In seiner Antrittsrede dankte er nicht nur 

dem ausscheidenden Präsidenten Anton Benya, sondern nahm auch besonderen  

inhaltlichen Bezug auf das ihm am Herzen liegende Anliegen einer ökologie

bewussten Politik, und er sagte: „Heimat hat viele Dimensionen: engere Heimat,  

weitere Heimat, und ich möchte sagen, das in meinen Augen hervorstechendste 

Ereignis für die Menschheit dieses Jahrhunderts ist das Erwachen des Bewußtseins, 

daß wir alle eine gemeinsame Heimat auf diesem Planeten Erde haben.“

Gerulf Stix bei seiner Antrittsrede 

nach seiner Wiederwahl 

zum Dritten Präsidenten des 

Nationalrates (1986); am Präsidium 

(v. li.): Zweite Präsidentin Marga 

Hubinek, Nationalratspräsident 

Leopold Gratz
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Auch in dieser Gesetzgebungsperiode, nunmehr wieder als Oppositionspolitiker, 

blieb Gerulf Stix ein aktiver Abgeordneter, insbesondere auf dem Feld der Wissen-

schafts- und Forschungspolitik. Etwas mehr als ein halbes Jahr vor dem Ende der  

Gesetzgebungsperiode, im März 1990, legte Gerulf Stix sein Abgeordnetenmandat 

und damit auch die Funktion des Dritten Präsidenten des Nationalrates aus  

Gesundheitsgründen zurück und schied aus der aktiven Politik aus. Sein Nach- 

folger im Amt des Dritten Präsidenten wurde sein Tiroler Abgeordnetenkollege  

Siegfried Dillersberger.

Auch im politischen Ruhestand blieb Gerulf Stix publizistisch tätig und meldete sich 

zu ihm besonders wichtig erscheinenden Fragen zu Wort, so etwa zur Frage des  

österreichischen Beitritts zur Europäischen Union. Nachdem der FPÖ-Bundes

parteiobmann Jörg Haider, von der bisherigen Parteilinie abweichend, sich gegen 

den Beitritt ausgesprochen hatte, bekundete Gerulf Stix gemeinsam mit einigen  

anderen ehemaligen FPÖ-Politikern wie dem früheren Rechnungshofpräsidenten 

Tassilo Broesigke, dass er an seinem Ja zum Beitritt festhielte. In einer Presse

konferenz bezeichnete er die europäische Einigung als „ersten demokratischen Groß

versuch in 2.000 Jahren europäischer Geschichte“ und als eine „Jahrtausendchance“. 

Der FPÖ blieb er in kritischer Loyalität verbunden. Auch zwei seiner sechs Kinder 

engagierten sich politisch in der FPÖ, verließen sie aber wieder: sein Sohn Lothar, 

Gemeinderat in Innsbruck, schloss sich dem Liberalen Forum an, sein Sohn Rüdiger, 

Gemeinderat in Wien, wurde aus der FPÖ ausgeschlossen, weil er einen Vorschlag 

Jörg Haiders kritisiert hatte. Selbst damals erklärte Gerulf Stix: „Ich bin jetzt 35 Jahre 

mit der Partei verheiratet, und da denkt man auch bei einer sehr schweren Krise 

nicht gleich an Scheidung.“ Bis zu seinem Tod war Gerulf Stix Ehrenobmann der  

Tiroler FPÖ. 

In seiner Abschiedsrede als Dritter Präsident des Nationalrates am 14. März 1990 

hat Gerulf Stix seine parlamentarischen Erfahrungen und seine Auffassung vom 

Parlament zusammengefasst und im Blick auf die sich damals gerade vollziehenden 

demokratischen Veränderungen in Ostmitteleuropa gesagt: 
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„Das eben ist die großartige Leistung eines funktionierenden Parlamentes:  

die dialektische Integration aller vertretenen politischen Willensströmungen und 

deren allmähliche Umformung zu einem gesamthaften Willen des Gesetzgebers. 

Diese Fähigkeit zu friedlicher Integration erklärt mir die oft nur unbestimmt  

empfundene Faszination, die von parlamentarischer Tätigkeit, vom Parlamentarismus 

ausgeht. Wie stark diese Faszination eines freien Parlamentes ist, veranschaulicht 

uns einmal mehr deutlich der demokratische Aufbruch im Osten. Dort verknüpfen 

sich die Freiheitshoffnungen der Völker mit der Schaffung wirklich freier Parlamente! 

Dort wird instinktiv deren Bedeutung erkannt, während bei uns im alltäglichen 

Kampfgetümmel in der Arena der aufgewirbelte Staub, gelegentlich zornig  

hingesprochene Schmährufe oder gähnend langweilige Passagen, die es in jedem 

Match gibt, so sehr diesen allgemeinen Eindruck trüben, daß da und dort bereits  

bei uns der Wert des Parlaments angezweifelt wird. 

Lernen wir von den Nachbarn im Norden und im Osten, und besinnen wir uns auf 

den wirklichen Wert dessen, was ein schon gewohnter und daher scheinbar gewöhn-

licher Bestandteil unserer freien Gesellschaft ist, nämlich die politische Auseinander-

setzung in einer offenen Arena mit gleichem Zugang und nach fairen Spielregeln! 

Diese Stätte gewaltfreien Kampfes, die man ‚Parlament‘ nennt, sollten sich gerade 

die Österreicher im Hinblick auf ihre leidvolle Geschichte nicht vermiesen lassen. 

Freilich, es läßt sich außer dem Appell an dieses tiefere Verständnis der Rolle  

des Parlaments auch einiges Praktisches tun, um die Akzeptanz zu verbessern.  

Ich verzichte hier auf Einzelheiten, aber ein Reizwort sei mit aller Behutsamkeit 

aufgegriffen: die Würde. Manchmal passend, manchmal eher ironisch wird von der 

Würde gesprochen, wird auf sie einmal gepocht und einmal gepfiffen, als ob Würde 

etwas Absolutes sei. 

Dazu möchte ich einen Kompetenteren zitieren, als ich es bin: Der Dichter Friedrich 

Schiller hat an alle Menschen eine in Versmaß verpackte Mahnung gerichtet: 
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‚Der Menschheit ganze Würde ist in Eure Hand gegeben. Mit Euch wird sie sich  

senken, mit Euch wird sie sich heben.‘ 

Wie gesagt, an alle Menschen gerichtet. Vielleicht hat der Dichter aber dabei ein 

kleines bißchen auch an die Parlamentarier aller Länder gedacht.“

Gerulf Stix starb, kurz vor Vollendung seines 90. Lebensjahres, am 19. Dezember 2024 

in Hall in Tirol.

Gemeinsame Festsitzung des Nationalrates und des Bundesrates 

aus Anlass des 100-jährigen Bestandes des Parlamentsgebäudes 

im Dezember 1884; am Präsidium (2. v. li.) Gerulf Stix
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Gespräch
am 11.  Oktober 2016
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Interviewer: Herr Präsident, danke, dass Sie sich Zeit nehmen für dieses Gespräch. 

Sie sind 1971 in den Nationalrat eingetreten, das war eine Zeit großer politischer 

Veränderung – Beginn der SPÖ-Alleinregierung. Als Sie zwölf Jahre später zum  

Dritten Präsidenten des Nationalrates gewählt wurden, war eine neuerliche politi-

sche Veränderung eingetreten: Nachdem die SPÖ bei der Nationalratswahl 1983 

die absolute Mehrheit verloren hatte, kam es zur Bildung einer kleinen Koalition aus 

SPÖ und FPÖ. Was sind Ihre Erinnerungen daran?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Zunächst einmal kam meine Benennung und spätere  

Wahl zum Dritten Präsidenten für mich völlig unerwartet. Ich war schon zu diesem 

Zeitpunkt cum grano salis1 13 Jahre im Parlament und Tiroler Spitzenkandidat,  

hatte einen vollen Wahlkampfkalender mit ungefähr 40 eingetragenen Terminen.  

Das Ganze sollte im Jänner losgehen, Ende Jänner hatte ich ein merkwürdiges Gefühl 

im Bauch, ließ mich untersuchen und wurde innerhalb von fünf Tagen operiert –  

Dickdarmkrebs. Nachdem es nicht ganz komplikationsfrei verlief, war ich sechs 

Wochen im Spital anstelle eines Wahlkampfes. Es hat niemand mehr für mich etwas 

gegeben, ich kam 14 Tage vor dem Wahltermin heraus, wurde auf einem Gummiring 

sitzend im Auto den eigenen Leuten gezeigt – den Stix gibt es noch! (Heiterkeit.)  

Und inzwischen war mehr oder weniger die erste rot-blaue Regierung verhandelt, 

theoretisch – theoretisch! – wäre ich einer der Ministrablen gewesen – aber der Stix 

hat ja nicht mehr lange zu leben. Ja, und dann kam eines Abends der Anruf von  

Dr. Norbert Steger2, meine Frau hat ihn vermittelt, ich saß im Arbeitsbüro in  

1 | Die Redewendung „cum grano salis“ (lat. mit einem Korn Salz) soll zum Ausdruck bringen, dass 

eine Aussage nicht ganz wörtlich zu nehmen ist. Im konkreten Zusammenhang bedeutet sie so viel 

wie „ungefähr“.

2 | Norbert Steger (*1944), von Beruf Rechtsanwalt, zählte, nachdem er sich schon als Student  

politisch engagiert hatte, zu den Gründungsmitgliedern des um liberale Politik bemühten „Attersee-

kreises“. 1975 wurde er Landesparteiobmann-Stellvertreter, 1977 Landesparteiobmann der FPÖ 

Wien, 1978 Bundesparteiobmann-Stellvertreter, 1980 Bundesparteiobmann der FPÖ. Von 1979 bis 

1986 gehörte er dem Nationalrat an. Nach der Nationalratswahl 1983, bei welcher die SPÖ ihre  

absolute Mehrheit verloren hatte, bildete er mit Fred Sinowatz die noch von Bruno Kreisky orches-

trierte Regierungskoalition mit der SPÖ. Von 1983 bis 1987 bekleidete er das Amt des Vizekanzlers 

und war mit der Leitung des Bundesministeriums für Handel, Gewerbe und Industrie betraut.  

Nachdem ihn auf dem Innsbrucker Parteitag 1986 Jörg Haider als Bundesparteiobmann der FPÖ  

abgelöst hatte, zog er sich aus der aktiven Politik zurück.
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Innsbruck: „Friedrich Peter3 war vorgesehen als Dritter Präsident, aber wegen des 

Medienrummels rund um ihn“, der damals wieder einmal aufbrach, „zieht er es vor, 

Klubobmann zu bleiben. Der Einzige von uns allen, der noch verfügbar wäre und in 

Frage kommt und von der sozialistischen Seite akzeptiert würde, bist du!“ Und dann 

kam die klassische Frage: „Traust du es dir zu, dieses Amt wenigstens für einige  

Monate zu übernehmen?“ So wurde ich dann Dritter Präsident, und daraus sind 

sieben Amtsjahre geworden – zuerst unter rot-blauer Regierung, dann unter rot-

schwarzer Regierung. Im Frühjahr 1990 bin ich dann ausgeschieden, weil ich  

schweres Asthma hatte.

Ein dramatischer Einstieg. Off records sage ich dann noch zu Ihnen: Das war das  

verrückteste Vierteljahr in meinem Leben: von beinahe tot bis zum Aufstieg zum 

Dritten Präsidenten. That’s life!

Interviewer: So nahe liegt vieles beisammen, was man nicht vermuten würde. 

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Und natürlich ist in der Öffentlichkeit darüber nie gespro-

chen worden. Ich habe es im Freundschaftskreis ab und zu erzählt, aber erst nachher. 

3 | Friedrich Peter (1921–2005), von Beruf Volks- und Sonderschullehrer, später auch Landesschulinspek-

tor, gehörte von 1955 bis 1966 zunächst als Vertreter des VdU, dann der FPÖ, dem Oberösterreichischen 

Landtag und von 1966 bis 1986 dem Nationalrat an. Seit 1958 war er Bundesparteiobmann der FPÖ, seit 

1970 auch Obmann des FPÖ-Parlamentsklubs. Er bemühte sich um Stärkung des liberalen Elements in 

der FPÖ und erklärte sich 1970 bereit, die Minderheitsregierung von Bruno Kreisky zu tolerieren, wofür 

er eine die Wahlchancen der FPÖ verbessernde Wahlrechtsreform einhandelte. Als Simon Wiesenthal 

1975 die Mitgliedschaft Peters in einer SS-Einheit publik machte, die im Zweiten Weltkrieg tausende – 

vor allem jüdische – Zivilistinnen und Zivilisten ermordet hatte, löste er einen Skandal aus. Doch nicht so 

sehr Peters NS-Vergangenheit stand im Zentrum der Affäre, sondern vielmehr Wiesenthal selbst – denn 

Bundeskanzler Bruno Kreisky stellte sich kompromisslos auf die Seite Peters und diffamierte Wiesenthal. 

Auch wenn Peter seit 1978 nicht mehr Bundesparteiobmann der FPÖ war, handelte er nach der National-

ratswahl 1983, bei welcher die SPÖ die absolute Mehrheit verloren hatte, mit Bruno Kreisky die Bildung 

einer kleinen Koalition unter Bundeskanzler Fred Sinowatz und Vizekanzler Norbert Steger aus und verhalf 

damit der FPÖ erstmals zu einer Regierungsbeteiligung auf Bundesebene.
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Interviewer: Man hat damals wohl auch die Gesundheit von politisch Tätigen noch 

diskreter behandelt als heute. 

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Oh ja, oh ja, absolut. Und es war auch die Sicherheitslage 

mit der heutigen überhaupt nicht zu vergleichen. Also, Kontrollen, wie sie jetzt ganz 

normal sind, hat es überhaupt nicht gegeben. Das Ein und Aus im Parlament, das war 

ein Durchhaus, da ist nie etwas passiert.

Interviewer: Wir haben jetzt über das Jahr 1983 gesprochen, so in der Mitte – schon 

nach der Halbzeit – Ihrer politischen Tätigkeit, als Sie sozusagen den Gipfel Ihrer 

politischen Laufbahn mit der Funktion des Dritten Präsidenten eingenommen ha-

ben. Das war ja nicht ganz selbstverständlich, die SPÖ hatte in den Gesetzgebungs

perioden zuvor die Funktion des Dritten Präsidenten für sich beansprucht – wie ist 

es dazu gekommen, dass diese Funktion wieder der FPÖ zugestanden wurde? 

Gemeinsame Festsitzung des Nationalrates und des Bundesrates aus Anlass des 40. Jahrestages 

der Gründung der Zweiten Republik (1985), am Präsidium (1. v. li.) Gerulf Stix
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Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Wie schon gesagt, war ich ja bei den Regierungsverhand-

lungen nicht dabei, bin also diesbezüglich keine auskunftskundige Person. Meine 

persönliche Erfahrung ist, dass sowohl vonseiten des Herrn Präsidenten Benya4 

wie von Dr. Kreisky5, der ja in Wahrheit die Verhandlungen geführt hat, auch wenn 

dann Dr. Sinowatz6 Kanzler geworden ist, wir immer fair behandelt wurden – immer. 

Ich selbst hatte schon lange davor ein gutes Arbeitsverhältnis mit der Frau Minister 

Dr. Hertha Firnberg7, die ich im Nachhinein genauso hoch schätze wie Benya. Also 

4 | Anton Benya (1912–2001), gelernter Elektromechaniker, wurde 1948 Leitender Sekretär des 

ÖGB; er war Vorsitzender der Metallarbeiter-Gewerkschaft und ab 1959 Vizepräsident, von 1963 bis 

1987 Präsident des Österreichischen Gewerkschaftsbundes. Von 1956 bis 1986 war er Abgeordneter 

zum Nationalrat, von 1971 bis 1986 Präsident des Nationalrates und damit der bisher längstdienende 

Inhaber dieser Funktion. In der Zeit der SPÖ-Alleinregierungen galt er als der neben Bundeskanzler 

Kreisky einflussreichste SPÖ-Politiker und gleichzeitig gemeinsam mit dem Präsidenten der Bundes-

wirtschaftskammer, Rudolf Sallinger, als Garant der Sozialpartnerschaft.

5 |  Bruno Kreisky (1911–1990) war nach seiner Rückkehr aus dem Exil in Schweden zunächst als 

Diplomat tätig und wirkte von 1953 bis 1959 als Staatssekretär bzw. von 1959 bis 1966 als Bundes-

minister für auswärtige Angelegenheiten in der Gestaltung der österreichischen Außenpolitik.  

1967 wählte ihn die SPÖ, damals in Opposition, zu ihrem Parteivorsitzenden. Bei der Nationalrats-

wahl 1970 errang er für die SPÖ die relative, bei den drei folgenden Nationalratswahlen 1971,  

1975 und 1979 jeweils die absolute Mehrheit. Von 1970 bis 1983 bekleidete er, länger als irgendein  

anderer österreichischer Politiker vor oder nach ihm, das Amt des Bundeskanzlers. Nach dem Verlust 

der absoluten Mehrheit bei der Nationalratswahl 1983 trat er als Bundeskanzler und in weiterer Folge 

als Parteivorsitzender der SPÖ zurück.

6 |  Fred Sinowatz (1929–2008), burgenländischer Landesbeamter, bekleidete, nachdem er zuvor 

dem Burgenländischen Landtag und dann der burgenländischen Landesregierung angehört hatte, von 

1971 bis 1981 die Funktion des Bundesministers für Unterricht und Kunst und von 1981 bis 1983 

jene des Vizekanzlers, der zugleich mit der Leitung des Bundesministeriums für Unterricht und Kunst 

betraut war. Als Nachfolger von Bruno Kreisky übernahm er 1983 das Amt des Bundeskanzlers und 

den Bundesparteivorsitz der SPÖ. Nach der Wahl von Kurt Waldheim zum Bundespräsidenten legte 

er 1986 das Amt des Bundeskanzlers und in weiterer Folge 1988 auch den Parteivorsitz der SPÖ 

zurück. Von 1971 bis 1983 und von 1986 bis 1988 gehörte er dem Nationalrat an.

7 | Hertha Firnberg (1909–1994) gehörte von 1959 bis 1963 dem Bundesrat und danach bis 1983 

dem Nationalrat an. In der Zeit von 1966 bis 1981 war sie Vorsitzende des Bundes-Frauenkomitees 

der SPÖ. Als Sozialforscherin befasste sie sich insbesondere mit Fragen der Bildungs- und Wissen-

schaftspolitik. Bundeskanzler Bruno Kreisky berief sie 1970 in sein erstes Kabinett, mit dem Auftrag, 

ein neues Bundesministerium für Wissenschaft und Forschung einzurichten. Das Amt der Bundes
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für mich in meiner politischen Laufbahn gibt es nur sehr, sehr wenige Personen, wo 

beim näheren Kennenlernen mein Respekt nicht gesunken, sondern gewachsen ist: 

dazu gehört Benya, dazu gehört Firnberg. Und wir hatten deswegen einen Kontakt, 

weil sie war die Wissenschaftsministerin, ich war Energiesprecher und nach  

Dr. Scrinzi8 auch Wissenschaftssprecher der FPÖ, und da gab es ein sachliches 

Naheverhältnis. Und wir haben ja damals – ich erinnere mich an das Jahr 1973 sehr 

gut – das erste Energiekonzept entwickelt. Das ist auch eine lustige Story, aber die 

lassen wir beiseite. Wir sind auf einen Anti-Atomkurs gegangen – die Grüne Partei 

gab es damals noch gar nicht –, und ich hatte für mich bei der intensiven Behandlung 

von Energiefragen die direkte Nutzung der Sonnenenergie entdeckt. Das war für 

mich ein Aha-Erlebnis, ich wusste nicht Bescheid. Ich habe mich bei den österreichi-

schen Universitäten erkundigt: Niemand wusste Bescheid! 

Wie der Zufall so spielt, gab es einen UNESCO9-Kongress darüber in Paris. Ich habe 

einen meiner Mitarbeiter auf Klubkosten dorthin schicken dürfen, der kam mit so 

einem Stapel Unterlagen zurück. Darüber habe ich dann in einer Rede im Dezember 

1973 auch gesprochen10, habe nur Spott und Hohn geerntet vom ganzen Auditorium, 

auch von meinen eigenen Leuten – die waren etwas zurückhaltender. (Heiterkeit.)  

Ich war kaum in meinem Zimmer oben, da kam ein Beamter und sagte: „Die Frau 

Ministerin hat Ihre Rede von der Regierungsbank aus gehört und lässt fragen, ob  

Sie ihr diese erwähnten Dokumente aus Paris zur Verfügung stellen könnten.“ –  

ministerin für Wissenschaft und Forschung übte sie bis zum Ende der „Ära Kreisky“ im Jahr 1983 aus; 

in ihre Amtszeit fiel unter anderem die große Universitätsreform 1975.

8 | Otto Scrinzi (1918–2012), von Beruf Nervenfacharzt und Primararzt am Landeskrankenhaus 

Klagenfurt, galt als führender Vertreter des deutschnationalen Flügels der FPÖ. Von 1949 bis 1956 

gehörte er für den VdU dem Kärntner Landtag, von 1966 bis 1979 für die FPÖ dem Nationalrat an,  

ab 1977 war er Klubobmann-Stellvertreter. 1986 kandidierte er mit geringem Erfolg bei der Bundes-

präsidentenwahl.

9 | Die UNESCO (United Nations Educational Scientific and Cultural Organization) ist eine Sonder-

organisation der Vereinten Nationen mit Sitz in Paris. Ihre Aufgabe ist die Förderung von Erziehung, 

Wissenschaft und Kultur.

10 | Stenographisches Protokoll der 89. Sitzung des Nationalrates der XIII. Gesetzgebungsperiode 

am 6. Dezember 1973, S. 8695.
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„Natürlich!“ Und das war der Beginn einer recht intensiven, auf wechselseitigem  

Respekt beruhenden Zusammenarbeit. 

Interviewer: Sie haben jetzt Ihr Engagement für Energiepolitik, für erneuerbare  

Energien zum Ausdruck gebracht. Wir hatten kurz vor dem Sommer ein Gespräch  

mit einem Ihrer Amtsnachfolger, dem Dritten Präsidenten Haupt11, der argumentiert 

hat, dass die FPÖ, gerade bevor die grüne Bewegung aufgekommen wäre, schon  

das Thema Ökologie, nachhaltige Ressourcennutzung aufgegriffen hätte. Wie ist es 

dazu gekommen?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Er hat völlig recht. Es gibt als gedruckte Broschüre – ich 

besitze ein Exemplar – das sogenannte „Freiheitliche Manifest zur Gesellschafts-

politik“ aus den ganz frühen 70er-Jahren, es könnte sogar aus dem 73er-Jahr sein12. 

Das ist verfasst worden von einem Arbeitskreis, nominell ist Dr. Broesigke13 diesem 

Arbeitskreis vorgestanden, und in dieser relativ dicken Broschüre „Freiheitliches  

Manifest zur Gesellschaftspolitik“ ist erstmals meines Wissens in der österreichi-

schen Parteiengeschichte ein ausführliches Kapitel über Naturschutz und über  

Alternativenergien, wie man damals gesagt hat. Damals hat man nicht „EE“, erneuer-

bare Energien, gesagt, sondern man hat von Alternativenergien gesprochen, das war  

also sehr früh, und von da an – meine Rede habe ich schon erwähnt, das war im  

11 |  Herbert Haupt (*1947), von Beruf Tierarzt, gehörte von 1986 bis 2000 für die FPÖ dem  

Nationalrat an; kürzere Mandatsperioden folgten von 2002 bis 2003 und von 2005 bis 2006.  

Von 1994 bis 1996 bekleidete er das Amt des Dritten Präsidenten des Nationalrates. Von 2000 bis 

2003 war er Bundesminister für soziale Sicherheit und Generationen, im Jahr 2003 auch für einige 

Monate Vizekanzler, von 2003 bis 2005 Bundesminister für soziale Sicherheit, Generationen und 

Konsumentenschutz. Von 2002 bis 2004 fungierte er als Bundesparteiobmann der FPÖ. 2005 trat er 

zu der von Jörg Haider neu gegründeten politischen Partei BZÖ über. Von 2006 bis 2009 war er als 

Bundesbehindertenanwalt tätig.

12 | Das „Freiheitliche Manifest zur Gesellschaftspolitik“ wurde im September 1973 beschlossen.

13 | Tassilo Broesigke (1919–2003), von Beruf Rechtsanwalt, war von 1956 bis 1977 Landespartei-

obmann der FPÖ Wien und gehörte von 1959 bis 1963 dem Wiener Landtag und Gemeinderat an. 

Von 1963 bis 1966 und von 1970 bis 1980 war er Abgeordneter zum Nationalrat. 1980 wurde er 

– als Vertreter der kleineren Oppositionsfraktion – zum Präsidenten des Rechnungshofes gewählt; 

dieses Amt übte er bis 1992 aus.
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Dezember 1973, das kann man ja in den Stenographischen Protokollen nachlesen – 

und danach ständig. Die Energiefragen ressortierten damals zum Handelsministerium, 

und das war der Dr. Staribacher14 – ein lustiger Gesprächspartner –, der aber im Zuge 

der Zusammenarbeit, obwohl er völlig auf der konventionellen Linie gefahren ist, mich 

auch auf Augenhöhe behandelt hat. Und ich war also in allen Ausschüssen, die mit 

Energiefragen zu tun hatten, und wir haben also diese Linie, die wir dann in diesem 

ersten Energiekonzept aus 1973 vertreten haben, fortgeführt – eigenständig! Und 

dann gab es ja – unter Norbert Steger, Parteiobmann und damals auch Vizekanzler – 

1985 das ganz große Parteiprogramm, also das bis dahin umfangreichste der FPÖ: ein 

Arbeitskreis von fast 50 Leuten – also einen Sack Flöhe hüten war leichter. Der Ar-

beitskreis wurde ex aequo geleitet von Dr. Friedhelm Frischenschlager15 und meiner 

Person. Die praktische Arbeit habe mehr ich durchgeführt, weil er war ja durch sein 

Ministeramt terminlich mehr als ausgebucht. 

Ja, und das ist in Salzburg beschlossen worden auf einem Parteitag mit übergroßer 

Mehrheit, und das liegt ja als dicke, gedruckte Broschüre vor, und da ist also ganz, 

ganz ausführlich alles, was Naturschutz betrifft, Lebensschutz, Energiefragen  

ausführlichst drinnen16. Tschernobyl ist ein Jahr später passiert17.

14 | Josef Staribacher (1921–2014), beruflich in der Kammer für Arbeiter und Angestellte in Wien  

tätig, zuletzt als Kammeramtsdirektor, gehörte für die SPÖ von 1961 bis 1983 dem Nationalrat an 

und bekleidete von 1970 bis 1983 das Amt des Bundesministers für Handel, Gewerbe und Industrie.

15 | Friedhelm Frischenschlager (*1943) zog nach hochschul- und kommunalpolitischer Tätigkeit 

1977 für die FPÖ in den Nationalrat ein, dem er zunächst bis 1983 und in weiterer Folge von 1986 

bis 1996 angehörte. In der von SPÖ und FPÖ gebildeten Bundesregierung unter Fred Sinowatz war  

er von 1983 bis 1986 Bundesminister für Landesverteidigung. 1986 war er Klubobmann des FPÖ-

Parlamentsklubs. Mit Heide Schmidt gemeinsam gründete er 1993 das Liberale Forum und fungierte 

von 1993 bis 1994 als dessen Klubobmann, von 1994 bis 1996 als geschäftsführender Klubobmann. 

Von 1996 bis 1999 gehörte er dem Europäischen Parlament an.

16 | Das auf dem Salzburger Parteitag im Juni 1985 beschlossene Programm der Freiheitlichen Partei 

Österreichs beinhaltete eigene Abschnitte über „Rohstoffe und Energie“ (10. Kapitel) sowie über  

„Umweltpolitik“ (11. Kapitel).

17 | Am 26. April 1986 kam es im Kernkraftwerk Tschernobyl in der Ukraine zu einem folgen

schweren Nuklearunfall, bei welchem der Reaktorkern und die Reaktorhalle zerstört und radioaktive 

Substanzen freigesetzt wurden.



26Besuch des dänischen Ministerpräsidenten Poul Schlüter am 6. Februar 1986 im 

Parlament, 4. v. re. (sitzend) Gerulf Stix

Besuch einer Delegation der CSSR im Juni 1986 im österreichischen Parlament, 

stehend links Gerulf Stix



27

Interviewer: Was ist Ihre These, warum die FPÖ dieses Thema so frühzeitig  

aufgegriffen hat, früher als die großen Parteien?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Ich muss jetzt einem verstorbenen Kollegen eine Reverenz 

erweisen, es war der Dr. Otto Scrinzi, der hat sich für Energiefragen nicht interes-

siert, aber als Arzt, der er war, was er ja immer wieder als Gutachter auch während 

seiner Abgeordnetentätigkeit ausgeübt hat, hat er sich immer für Lebensfragen und 

Ökologie interessiert. „Ökologie“ war damals nicht der übliche Begriff, es ist um 

Naturschutz gegangen, Lebensschutz. Aber da ist im Grunde genommen alles das 

drinnen gewesen, was heute unter dem Begriff „Ökologie“ läuft. Und er war also ein 

Naturschützer, und ich war mit ihm sehr eng befreundet, wir hatten in Wien sogar 

eine gemeinsame Wohnung, eine Zeitlang, denn er war ja schon im Parlament. Ich 

kam neu aus Tirol, da sucht man ein Quartier in Wien, bespricht das im Klub, und 

der Otto Scrinzi hat zu mir gesagt: „Wenn du willst, kannst du bei mir schlafen, ich 

habe eine große Wohnung, da hast du ein eigenes Zimmer.“ Und dadurch kamen wir 

auch enger, und dann begann er sich vermehrt für Energiefragen zu interessieren 

und ich mich vermehrt für Lebensfragen. Und aus dieser Symbiose heraus haben wir 

sehr rasch innerhalb der Partei eine Gruppe …, die für diese Gedanken ansprechbar 

war – vor allem Junge. Da gab es einen – heute sagt man ganz modern auf Neuhoch-

deutsch Thinktank –, den Atterseekreis in Oberösterreich. Das war ein angemietetes, 

aber langfristig gepachtetes Haus am Attersee von der Partei in Oberösterreich, und 

da waren immer wieder Seminare, Tagungen, da traf sich sozusagen der intellektuelle 

Nachwuchs der Partei. Und natürlich bin ich auch dort … Ich war ja – das nächste 

abenteuerliche Kapitel – noch ein sehr junger Abgeordneter mit 38, 39 Jahren.  

Ich wäre beinahe nicht aufgestellt worden in Tirol, weil es geheißen hat, an sich ist 

der Stix der Richtige, aber für das Amt ist er mit 37 Jahren zu jung – als normaler  

Abgeordneter. Später kamen dann die 24-Jährigen, 25-Jährigen, also das war alles 

nach meinen ersten Jahren. 

Zurück zu Scrinzi und dem Atterseekreis. – Da war eine wachsende Anhängerschaft 

innerhalb der Partei, und die hat die Partei geprägt. Und mein Glück, muss ich jetzt 

schon sagen, war, dass sich für Energiefragen Anfang der 70er-Jahre kein Mensch in 
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der Politik interessiert hat. Das Öl war selbstverständlich und billig, erinnern Sie sich 

bitte, die erste Ölkrise war 1973, also nicht 70, 71, 72, da schwamm die Welt in  

Öl, Kohle war unbestritten, kein Mensch hat vom CO₂ geredet, nicht? Und ich  

war ein relativ aufmüpfiger Jungabgeordneter im Klub, und der Klubobmann und  

damalige Parteiobmann Friedrich Peter hat gesagt: „Wir müssen dem Stix eine  

Beschäftigungstherapie verpassen. Das nimmt eh niemand, und das ist ein Gebiet, 

das unbeackert ist, er soll Energiefragen machen.“ Und ich habe mich gewehrt, ich 

habe gesagt: „Das ist doch etwas für einen Techniker!“ „Nein“, hat es geheißen,  

„du bist Volkswirt, Energie ist auch Energiewirtschaft!“ – Patsch! Na ja, und dann  

kam bei mir das Saulus-Paulus-Erlebnis. (Heiterkeit.)

Interviewer: Inwieweit waren damals – vor 1973 – die internationalen Analysen,  

die es schon gab, zum Beispiel die des Club of Rome, maßgeblich?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Oh ja, den Club of Rome18 gab es, es gab einige, aber das 

haben eigentlich nur wenige Leute überhaupt zur Kenntnis genommen, und über die 

Prognosen des Club of Rome wurde in allen herrschenden Kreisen, da zähle ich die 

Wirtschaft dazu, die Sozialpartner, eigentlich nur gelächelt. Man war damals voll auf 

Wachstum. – Es ist alles da, Öl ist da, Kohle ist da, im Gegenteil: Wir brauchen mehr 

Energie! 

Ich erinnere mich – das wird Sie interessieren, das ist nämlich eine Zahl, die ich im 

Kopf behalten habe – an einen Streit in einem Ausschuss vom Handelsminister, aber 

es war nicht der Handelsminister dabei, sondern der Chef der Verbundgesellschaft 

– wie hat der nur geheißen?, Zollner?, irgendetwas mit Z, das können Sie heraus

finden19. Und der Staribacher hat das übernommen und gesagt, wir müssen mit 

18 | Der Club of Rome ist ein 1968 gegründeter Zusammenschluss wissenschaftlicher Fach- 

experten, mit dem Ziel, die Zukunftsprobleme der Menschheit und des Planeten durch interdiszip-

linäre Forschung zu identifizieren und Bewältigungsstrategien zu entwickeln. International bekannt 

wurde er durch den 1972 veröffentlichten Bericht „Die Grenzen des Wachstums“.

19 | Es handelte sich offenbar um Hannes Zach (1933–1999), der von 1971 bis 1993 dem Vorstand 

der Verbundgesellschaft angehörte.
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einem jährlichen Stromverbrauchszuwachs von 7 % rechnen. Und ich hatte schon 

internationale Experten gefragt, die haben gesagt: „Nein, langfristig nur 2 %.“ Ich 

weiß noch, das war ein erbittertes Wortgefecht: 7 % gegen 2 %. Wir haben danach 

nie wieder 7 % Stromzuwachs gehabt – nie. Aber auf dieser Schätzung beruhten alle 

Ausbaupläne, einschließlich Zwentendorf20. Heute ist es so, dass wir in ganz Europa 

einen Stromüberschuss haben, obwohl ein Atomkraftwerk nach dem anderen  

stillgelegt wird. 

Interviewer: Sie haben jetzt ein Stichwort genannt, das nicht nur zur Entwicklung 

der Energiepolitik, sondern allgemein der Umweltpolitik in den 70er-Jahren, bis hin 

aber auch zu einer Veränderung der politischen Landschaft sehr viel beigetragen 

hat, nämlich Zwentendorf. Die Volksabstimmung war sowohl demokratiepolitisch als 

auch umweltpolitisch ein Wendepunkt. Wie ist es aus Ihrer Sicht und in Ihrer Erfah-

rung zu dieser Entwicklung und natürlich auch zur Entwicklung Ihrer Haltung zu dem 

Thema gekommen?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Ich muss vorausschicken, dass meine Analyse und Deutung 

jetzt eine sehr subjektive ist. Und ich sage Ihnen meinen Sukkus, ich kann das im 

Einzelnen nicht belegen. Tatsache ist, dass damals dann schon die Grünbewegung 

massiv unterwegs war, aber: Von allen politischen Parteien als einzige war die FPÖ 

gegen Zwentendorf! Nur medial, gebe ich zu, hatten wir weniger Aktionismus, und 

20 | Die Errichtung eines Kernkraftwerks im niederösterreichischen Ort Zwentendorf wurde 1969 

von der Bundesregierung Klaus genehmigt, der Baubeschluss von der Bundesregierung Kreisky 1971 

gefasst. 1972 wurde mit dem Bau begonnen. Die politische Auseinandersetzung um die Inbetrieb-

nahme des Kernkraftwerks Zwentendorf war ein wichtiger Schritt in der Herausbildung der Öko

logiebewegung in Österreich. Nach öffentlichen Protesten gegen das Kraftwerk hatte Bundeskanzler 

Bruno Kreisky in der Erwartung, dadurch die Bundesregierung von der politischen Verantwortung für 

die Inbetriebnahme zu entlasten, eine Volksabstimmung über diese Frage durchgesetzt, die am  

5. November 1978 stattfand. Dabei lehnten 50,47 Prozent der Abstimmenden bei einer Stimmbetei

ligung von 64,1 Prozent die Inbetriebnahme ab, woraufhin der Nationalrat am 15. Dezember 1978 

das Bundesgesetz über das Verbot der Nutzung der Kernspaltung für die Energieversorgung in  

Österreich verabschiedete.
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die jungen Grünen, die ja zuerst sehr bürgerlich waren – VGÖ21 –, diese Abspaltung 

innerhalb der Grünen, die passierte ja erst später. Ich habe zum Beispiel gute Kon-

takte gehabt mit der Freda Meissner-Blau22, die eindeutig eine Sozialistin war, aber 

in dieser Frage waren wir uns einig. Sie war eine Dame, und sie war fair, ich war fair 

– keine Probleme. Ich erinnere mich, sie saß ja auch im Parlament, also mit ihr hatte 

ich relativ guten Kontakt, und wir waren uns in der Atomfrage einig.

Wie kam es zur Volksabstimmung? Also, meine Meinung ist die – nicht belegbare –, 

dass Kreisky eigentlich im Sinne der Sozialpartnermeinung, da waren sich beide einig, 

die Inbetriebnahme von Zwentendorf wollte. Und er war sich, meiner Deutung nach, 

sicher, dass die Volksabstimmung, wenn er sie anordnet, pro Zwentendorf ausgeht. 

Und das war sein Irrtum! So ähnlich vielleicht wie jetzt der Cameron23 mit der Volks-

abstimmung zum Brexit24: Er dachte, die Engländer würden den Brexit ablehnen, 

21 | Die Vereinten Grünen Österreichs (VGÖ) bestanden als politische Partei von 1982 bis 1996. 

Nach dem Scheitern bei der Nationalratswahl 1983 wurde der Geologe Alexander Tollmann als  

Bundesvorsitzender von Josef Buchner abgelöst. Gemeinsam mit der Alternativen Liste Österreichs 

(ALÖ) bildeten die VGÖ bei der Nationalratswahl 1986 das erfolgreiche Wahlbündnis „Die Grüne  

Alternative – Liste Freda Meissner-Blau“, schlossen sich aber größtenteils nicht der 1987 als politi-

sche Partei konstituierten Grünen Alternative an und kandidierten noch zwei Mal bei Nationalrats-

wahlen: 1990 wurden noch rund 2 Prozent, 1994 nur noch rund 0,1 Prozent der Stimmen erreicht. 

Die während des Wahlkampfes 1994 aufgenommenen Schulden führten zum Konkurs und zur amt-

lichen Auflösung der Partei.

22 | Freda Meissner-Blau (1927–2015) hatte als Friedens- und Umweltaktivistin, u. a. im Kampf 

gegen die Inbetriebnahme des Kernkraftwerks Zwentendorf und die Errichtung des Donaukraftwerks 

Hainburg, österreichweit einen hohen Bekanntheitsgrad erworben. Nachdem sie als Kandidatin bei 

der Bundespräsidentenwahl 1986 einen Stimmenanteil von 5,5 Prozent erreicht hatte, wirkte sie beim 

Zusammenschluss der verschiedenen ökologisch und alternativ orientierten politischen Bewegungen 

zu einer gemeinsamen Wahlpartei für die Nationalratswahl 1986 als Integrationsfigur. Nach dem 

erstmaligen Einzug der Grünen (unter der Bezeichnung „Die Grüne Alternative – Liste Freda Meiss-

ner-Blau“) in den Nationalrat übte sie ihr Abgeordnetenmandat bis 1988 aus und fungierte auch als 

Klubobfrau.

23 | David Cameron (*1966) war von 2005 bis 2016 Parteiführer der Konservativen Partei und von 

2010 bis 2016 Premierminister des Vereinigten Königreichs.

24 | Bei dem konsultativen Referendum bzw. der Volksbefragung über den Verbleib des Vereinigten 

Königreichs in der Europäischen Union stimmten am 23. Juni 2016 – bei einer Stimmbeteiligung von 



31

siehe da: es kam anders. Ich habe bei dieser Cameron-Brexit-Volksabstimmung 

unwillkürlich an Zwentendorf denken müssen – das war so ähnlich. Es wird natürlich 

offiziell abgestritten, dass das das Motiv bei Dr. Kreisky gewesen sei, aber – – 

Aber, da wir gerade bei Dr. Kreisky sind: Da möchte ich Ihnen etwas sagen, was 

meines Erachtens wert ist, wert ist für die Geschichte, und wenn wir alle nicht mehr 

leben – jetzt ist es zu heiß, aber es verdient festgehalten zu werden. Ich habe ja an 

den Regierungsverhandlungen, wie schon gesagt, nicht teilgenommen, aber der spä-

tere Volksanwalt und zeitweilige Schwiegersohn von Friedrich Peter Horst Schen-

der25 sehr wohl – mit dem war ich aber gut befreundet, persönlich, wir kannten uns 

aus dem Atterseekreis. Und der hat mir zwei, drei Jahre nach der Regierungsbildung 

Folgendes erzählt: Dr. Kreisky habe am Anfang im Verhandlungskomitee gesagt, er 

72,2 Prozent – 51,9 Prozent der Abstimmenden für einen Austritt aus der Europäischen Union.

25 | Horst Schender (*1938), von Beruf Lehrer, war von 1972 bis 1989 Landesparteiobmann der 

FPÖ Oberösterreich und von 1976 bis 1988 Bundesparteiobmann-Stellvertreter der FPÖ. Von 1973 

bis 1989 gehörte er dem Oberösterreichischen Landtag an. In den Jahren von 1989 bis 2001 beklei-

dete er das Amt des Volksanwaltes.

Gerulf Stix im Nationalratsplenum (1973, hintere Reihe, Mitte)
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hätte das Bedürfnis – ich kann es nur sinngemäß wiedergeben, wie es mir erzählt 

wurde –, am Anfang der Verhandlungen seine Motivation klarzustellen, wieso er  

als … – jetzt sage ich ganz bewusst: Jude und Sozialdemokrat und Exilant, siehe 

Schweden und so weiter, warum ausgerechnet er eine Koalition mit den Freiheit-

lichen eingeht – seine Motivation. Und er, der ja bekanntlich ein sehr geschichts

bewusster Mensch war – zu dem Journalisten: Lernen Sie Geschichte!, der Spruch 

ist ja berühmt geworden26 –, hat Folgendes gesagt: In den 20er-Jahren habe die  

damalige sozialistische, in Wahrheit sozialdemokratische Partei, einen schweren 

strategischen Fehler begangen, indem sie sich festgelegt habe auf die Erklärung, 

nie mit der Großdeutschen Partei, das war die Vorgängerin der Freiheitlichen, einen 

Regierungspakt zu schließen. Und er, Dr. Bruno Kreisky, er möchte diesen strategi-

schen Fehler, den die Sozialdemokraten damals gemacht haben, wiedergutmachen. 

Das sei sein Motiv, hat mir der Horst Schender tief bewegt einmal erzählt. 

Interviewer: Sie haben gerade Bruno Kreisky erwähnt, der war natürlich in der Zeit, 

als Sie dem Nationalrat angehört haben, von 1971 bis 1983, die prägende Persön-

lichkeit der österreichischen Politik. Was sind Ihre Erinnerungen an Bruno Kreisky?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Ich war ein bissel aufmüpfig und habe mich natürlich auch an 

ihm gerieben, und er hat mich auch einmal bestraft: Als das EFTA27-Abkommen  

unterzeichnet wurde, hat er dann alle, die im Ausschuss daran mitgewirkt haben,  

eingeladen zu einer Reise – ich weiß es nicht, es war, glaube ich, Brüssel, keine Ah-

nung –, also, ich war von den Freiheitlichen dort, und ich bin nicht eingeladen worden. 

(Heiterkeit.) Aber mit der Zeit hat er anscheinend irgendwie gemerkt, eine gewisse 

Substanz ist doch bei dem jungen Abgeordneten Stix da, und wir sind uns dann sach-

lich immer näher gekommen, haben einander zum Schluss eigentlich sehr respektiert. 

26 | Als der ORF-Redakteur Ulrich Brunner am 24. Februar 1981 vor laufender Kamera gegen einen 

Hinweis von Bundeskanzler Bruno Kreisky auf die 1930er-Jahre Bedenken äußerte, wies ihn Kreisky 

mit den Worten zurecht: “Lernen S’ a bisserl Geschichte, Herr Reporter!“

27 | Die Europäische Freihandelsassoziation (European Free Trade Association – EFTA) ist eine 1960 

gegründete Freihandelszone, zu deren Gründungsmitgliedern auch Österreich gezählt hat. Nach dem 

Übertritt einiger ihrer Mitglieder in die EWG bzw. EU gehören ihr heute nur noch Island, Liechten-

stein, Norwegen und die Schweiz an.
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Und, was ich nicht wusste, mir aber später der Dr. Steger gesagt hat: Es war Kreisky, 

der sein Okay gegeben hat: Wir sind einverstanden, wenn der Stix Dritter wird. 

Ich würde jetzt gerne eine Anekdote erzählen, sie müsste sich eigentlich in den 

Stenographischen Protokollen finden, aber ich weiß, dass nicht immer alles drinnen 

steht. Auch dafür kann ich Ihnen ein Beispiel nennen. Ich erinnere mich an folgen-

de Szene, die herrlich war: Dr. Kreisky von der Regierungsbank aus, vor relativ voll 

versammeltem Plenum, hat irgendetwas erläutert, erklärt, zitiert dann einen Dichter, 

ich weiß gar nicht mehr welchen, mit ein paar Zeilen. – Stimme von der ÖVP-Seite 

– das war wirklich so, den Namen nenne ich nicht –: „Das war ein Jud!“ – Sonst war 

der Saal mehr oder weniger lautlos, aber in dem Moment ist der Saal erstarrt. Was 

passiert jetzt? – Kurze Pause. Kreisky hat ganz normal weitergeredet, ist überhaupt 

nicht darauf eingegangen. Nach ein paar Minuten zitiert er einen anderen Dichter 

und sagt in die Richtung des Abgeordneten: „Des wor a ana!“ Und es hat das ganze 

Plenum gelacht! – Das war der Bruno Kreisky! (Heiterkeit.)

Interviewer: Souverän!

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Ich weiß nicht, ob es im Protokoll steht.

Interviewer: Sie wollten uns ein Beispiel nennen für etwas, was nicht im Protokoll steht.

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Ja. Ich kann mich nicht mehr an das Jahr erinnern, aber 

Präsident Benya hatte den Vorsitz, und es war gerade Beginn – also in der Früh – 

einer Parlamentssitzung, und bei der ÖVP war ein leerer Platz, und da lag ein Strauß 

weißer Blumen. – Der Abgeordnete Sowieso ist in der Nacht verstorben. Und bei 

Beginn der Sitzung steht der Präsident auf, das ganze Haus steht auf, ein paar Worte 

des Gedenkens, die berühmte Schweigeminute, und dann ist es losgegangen. Eine 

Stunde später – wisper, wisper, wisper – : Der ist ja gar nicht gestorben, der war nur 

total blau, der kommt! Und er ist tatsächlich im Laufe der Sitzung erschienen! Und 

diese ganze Szene, die ich jetzt erzählt habe, findet sich nicht im Stenographischen 

Protokoll. (Heiterkeit.) – Herrlich! Ja, ja, so ist das Parlament.
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Interviewer: Zurückkommend auf den Beginn Ihrer parlamentarischen Tätigkeit: Sie 

haben erzählt, wie Sie als junger Abgeordneter, aus der Sicht mancher zu junger  

Abgeordneter, von Tirol nach Wien gekommen sind. Wie haben Sie sich für diese 

neue Tätigkeit vorbereitet, wie haben Sie sich darauf eingestellt?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Gar nicht, weil ich nicht darauf gefasst war. Das war  

nämlich auch in Tirol ein Zufall. Es war ja so, wir hatten als Landesparteiobmann 

schon lange den – er war kein Akademiker – Klaus Mahnert28, aber der war so an-

erkannt wie nur was. Und ich war einer der ganz wenigen Jungen, dann gab es auch 

noch einen gewissen Dr. Dillersberger29. Und wir hatten 1966 – da waren National-

ratswahlen, wo der Dr. Josef Klaus30 die absolute Mehrheit gemacht hat – das Tiro-

ler Mandat verloren. Tirol besaß kein Nationalratsmandat. Dann kamen vier Jahre 

später, also 1970, wieder Nationalratswahlen: Klaus Mahnert war Spitzenkandidat, 

und Tirol machte wieder kein Mandat. Aber: Es gab ab 1970 die von den Freiheit

lichen geduldete Minderheitsregierung Kreisky, und dann gab es gleich 1971, ein 

Jahr später, wiederum Nationalratswahlen, und in Tirol war es klar: Klaus Mahnert 

tritt an! Und wenige Monate vor dem Wahltermin sagte Mahnert, nein, er will nicht 

mehr – es soll ein anderer … und am besten, meinte er, wäre ein Generationen-

28 | Klaus Mahnert (1913–2005), während der NS-Zeit Gauinspekteur von Tirol und Vorarlberg,  

später Verlagskaufmann und Geschäftsführer der Parteizeitung der FPÖ, war von 1957 bis 1959  

Landesparteiobmann-Stellvertreter und von 1959 bis 1973 Landesparteiobmann der FPÖ Tirol.  

Von 1959 bis 1966 gehörte er dem Nationalrat an.

29 | Siegfried Dillersberger (*1942), von Beruf Rechtsanwalt, war von 1973 bis 1988 sowie von 1990 

bis 1997 Landesparteiobmann-Stellvertreter, von 1988 bis 1989 Landesparteiobmann der FPÖ Tirol. 

Von 1974 bis 1987 war er Bürgermeister von Kufstein. Von 1979 bis 1986 sowie von 1994 bis 1997 

war er Abgeordneter zum Tiroler Landtag. Von 1986 bis 1990 gehörte er dem Nationalrat an und 

wurde im Jahr 1990 als Nachfolger von Gerulf Stix zum Dritten Präsidenten gewählt. Von 1993 bis 

1994 war er Mitglied des Bundesrates.

30 | Josef Klaus (1910–2001), von Beruf Rechtsanwalt, war von 1949 bis 1961 Landeshauptmann 

von Salzburg und trat dann als Bundesminister für Finanzen in die Bundesregierung Gorbach ein; 

dieses Amt übte er bis 1963 aus. Von 1962 bis 1963 und von 1966 bis 1970 gehörte er dem Natio-

nalrat an. Nachdem er Alfons Gorbach als Bundesparteiobmann der ÖVP 1963 abgelöst hatte, wurde 

er 1964 Bundeskanzler, seit 1966 stand er an der Spitze einer ÖVP-Alleinregierung. Nach der Wahl-

niederlage bei der Nationalratswahl am 1. März 1970 legte er seine politischen Ämter zurück.



35

sprung. – Jetzt war guter Rat teuer! Ich war schon im Landesvorstand, aber ich muss 

sagen, Benjamin unter lauter seriösen Senioren. Damals war die FPÖ in Tirol noch 

eine Honoratiorenpartei. Also, der Stix, er ist zwar viel zu jung, jetzt ist er gerade 36, 

wird 37 … ja, wir haben niemanden. Mahnert hat für mich gesprochen, da haben sie 

mich halt zuerst in Erwägung gezogen. 

Kurz vorher kam noch ein Bewerber in den Ring, ein gewisser Dr. Siegfried Dillers-

berger. Und dieser Dr. Siegfried Dillersberger, der wäre es wahrscheinlich geworden, 

aber dieser Dr. Dillersberger, der hatte ein Manko: Der Stix ist schon zu jung, aber 

der Dr. Dillersberger ist ja noch einmal um acht Jahre jünger. Es ging also die  

Abstimmung dann haushoch zu meinen Gunsten aus, und da gibt es noch etwas,  

was eigentlich nur für die Tiroler Politik relevant ist – na ja, indirekt später dann,  

aber sehr viel später, auch für Wien, für den Nationalrat, für die Bundesebene. 

Natürlich sollten die zwei Kandidaten bei der Abstimmung nicht dabei sein, des- 

wegen hat man uns in ein nahe gelegenes Innsbrucker Kaffeehaus geschickt, den  

Dillersberger und mich. Wir kannten uns kaum, denn er war aus Kufstein und ich  

Gerulf Stix (li.) beim Jahresempfang im Parlament am 22. Jänner 1985
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damals aus Innsbruck, und wir haben halt geredet, wir waren uns sympathisch, ob-

wohl er ein ganz anderer Typ ist als ich, und wir haben uns damals in die Hand ver-

sprochen: Egal, wie die Abstimmung im Landesparteivorstand ausgeht: Wir werden 

zusammenarbeiten! Und dieser Handschlag unter Männern hat bis heute gehalten. 

Dillersberger war ja kurzzeitig mein Nachfolger als Dritter Präsident – er ist  

damals nur eingesprungen, es sollte ja Harald Ofner31 werden, nur da ist die ÖVP 

umgefallen. Das war vorher akkordiert zwischen allen drei Parteien, im letzten  

Moment ist die ÖVP umgefallen. Das Motiv weiß ich nicht, natürlich gibt es Deutun-

gen, aber die möchte ich lieber nicht erwähnen. Und gleichzeitig hat aber die ÖVP 

gesagt: „Wir stehen dazu, ein Freiheitlicher soll Dritter Präsident werden.“ – Aber 

wer? – Und damals ist Dr. Dillersberger eingesprungen. So wurde er kurzfristig und 

kurzzeitig Dritter Präsident. 

Interviewer: Zurück ins Jahr 1971. Sie haben gesagt, es war für Sie eher über

raschend, in den Nationalrat gewählt zu werden, Sie haben sich nicht speziell  

darauf vorbereitet. Welche Arbeitsbedingungen, welches Arbeitsumfeld haben Sie 

hier vorgefunden, als Sie nach Wien und in den Nationalrat gekommen sind?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Den Freiheitlichen Klub. – Da waren starke Persönlich-

keiten: Broesigke, Zeillinger32, Scrinzi, Peter sowieso. Peter war dominant, vor allem, 

weil er ja etwas ganz Wichtiges erreicht hat, da muss ich jetzt noch einmal auf  

die Wahl zurückkommen: Man hat mich in Tirol nicht zuletzt deswegen an die  

Spitze gesetzt, weil man überzeugt war, die kriegen eh kein Mandat. Niemand  

31 | Harald Ofner (*1932), von Beruf Rechtsanwalt, war von 1974 bis 1976 Landesparteiobmann-

Stellvertreter und von 1976 bis 1989 Landesparteiobmann der FPÖ Niederösterreich. Von 1979 bis 

1983 sowie von 1986 bis 2002 gehörte er dem Nationalrat an. Von 1983 bis 1987 bekleidete er das 

Amt des Bundesministers für Justiz.

32 | Gustav Zeillinger (1917–1997), beruflich als Rechtsanwalt tätig, gehörte von 1953 bis 1977 als 

Vertreter des VdU bzw. der FPÖ dem Nationalrat an, wo er insbesondere durch seine rhetorische  

Brillanz in Erscheinung trat. Als 1977 die Volksanwaltschaft geschaffen wurde, wurde er für sechs 

Jahre zum Volksanwalt gewählt und trug nicht zuletzt durch seine geschickte Nutzung der elektro

nischen Medien dazu bei, diese neue Institution nachhaltig zu etablieren.



37

konnte damals genau berechnen, wie sich die Wahlrechtsreform auswirken  

würde, die in diesem einen Jahr der Minderheitsregierung Kreisky zwischen Peter 

und Kreisky ausgehandelt wurde33. Niemand! Es gab ja keine Computer, Hoch

rechnungen – das gab es alles nicht. Und die Wahl ging ganz knapp aus, und ich  

saß sowieso nur auf einem Reststimmenmandat34, und selbst am Wahlabend  

glaubten alle in Tirol: Na, wir haben eh wieder kein Mandat. Erst in der Früh des 

nächsten Tages stand fest, wir haben doch das Mandat!

So kam ich also wirklich nach Wien als blanker Neuling. Übrigens hat mich das  

meinen Job gekostet. – Ich war der erste kaufmännische Prokurist bei der „Tiroler 

Tageszeitung“; die war damals in der Hand eines Mannes35, der hat schon vorher zu 

mir gesagt – das werde ich auch nie vergessen –, wie er von meiner Kandidatur  

erfahren hat: „Lieber Herr Doktor“, hat er zu mir gesagt, „wäre ich ein Seifen

fabrikant, wäre mir das egal, aber als Herausgeber der ‚Tiroler Tageszeitung‘  

kann ich mir einen Abgeordneten der FPÖ als Prokuristen nicht leisten. Wenn Sie  

gewählt werden sollten, was ich nicht glaube, dann müssen Sie sofort die Prokura 

zur Verfügung stellen. Aber wenn Sie nicht gewählt werden, können Sie bleiben.“ – 

Ich wurde gewählt, und nichts wird so heiß gegessen wie gekocht, man hat mir  

zwei Jahre Übergangsfrist gegeben. Und das war finanziell die Rettung für die  

Familie, meine Frau hat nämlich geweint und gesagt: „Willst du die Familie ruinie-

ren?“ – Denn damals bekam ein Abgeordneter kein Gehalt, sondern einen festen 

33 | Bei der Nationalratswahl am 1. März 1970 erlangte die SPÖ unter der Führung von Bruno  

Kreisky die relative Stimmen- und Mandatsmehrheit. In Verhandlungen mit der FPÖ gelang es  

Kreisky, gegen das Versprechen einer minderheitenfreundlicheren Gestaltung des Nationalrats

wahlrechts die Duldung einer SPÖ-Minderheitsregierung durch die FPÖ zu erreichen.

34 | Die Nationalrats-Wahlordnung 1971, BGBl. Nr. 391/1970, unterschied zwischen Grund

mandaten, die in einem der neun Landeswahlkreise, und Restmandaten, die in einem der beiden 

Wahlkreisverbände zugewiesen wurden. In den Wahlkreisverbänden Ost und West wurden die  

sogenannten Reststimmen, welche in einem der dem jeweiligen Wahlkreisverband zugehörigen 

Landeswahlkreise für eine wahlwerbende Partei abgegeben worden waren, aber nicht zur Zuweisung 

eines Grundmandats geführt hatten, zusammengefasst und bei der Verteilung der im ersten  

Ermittlungsverfahren nicht vergebenen Mandate berücksichtigt.

35 | Josef Moser (1918–1993) war Herausgeber und Chefredakteur der „Tiroler Tageszeitung“.
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Betrag im Monat: zwölfmal 12.000 Schilling. Als Prokurist hatte ich vierzehnmal  

mit allem Drum und Dran 26.000. 

Also jetzt zu den Arbeitsbedingungen – das war Ihre eigentliche Frage – in Wien: Die 

waren für meine Begriffe erstaunlich gut. Der Klub unter Friedrich Peter hat funktio-

niert! Da gab es als Klubdirektor den Mario Erschen36, der war exzellent – exzellent 

war der Mario Erschen! –, und dann gab es zwei Sekretärinnen für alle und einen 

Sachbearbeiter. Ich erinnere mich an einen Namen, ich weiß nur nicht ganz genau, 

ob der schon 71 da war, aber es könnte sein: der Herbert Grausam37; der war ein 

stiller, fleißiger Referent. Und sonst musste jeder Abgeordnete sehen, wie er zurande 

kam. Seine Post konnte jeder den zwei Sekretärinnen diktieren, daher gab es immer 

eine Rauferei um die Diktatzeiten. Das habe ich mir kurz angeschaut, und dann habe 

ich mir eine andere Methode zugelegt: Ich habe sehr schnell gelernt, dass es im  

Plenum für einen Abgeordneten viel Zeit gibt. Und ich habe mir angewöhnt, im  

Plenum meine gesamte Korrespondenz in lesbarer Handschrift zu beantworten.  

Da habe ich dann immer meine handschriftliche Antwort komplett ausgefeilt, mit  

Anrede, mit allem, Grußformel, Betreff und so weiter, aber handschriftlich. Ich habe 

den Zettel zu den betreffenden eingegangenen Briefen getan, und in irgendeiner 

Pause habe ich dann halt den ganzen Stapel den Sekretärinnen gegeben, und die  

waren dankbar. – Endlich einer, der nicht diktiert, das brauchen wir nur abzu

schreiben. Ich habe immer meine ganze Korrespondenz auf diese sehr konventio

nelle Weise locker … während die anderen Probleme hatten und um die Diktatzeiten 

gerauft haben. – Das waren die Arbeitsbedingungen. – Kein Fernsehen im Parla-

ment, daher kein Hinausreden zum Fenster – unmöglich. Man war ja auch nicht 

beobachtet, daher hat sich sehr viel in den Couloirs38 abgespielt. Mein persönliches 

36 | Mario Erschen (*1938) war von 1965 bis 1984 Klubsekretär des FPÖ-Parlamentsklubs und von 

1984 bis 1986 Bundesgeschäftsführer der FPÖ. In weiterer Folge war er in der Auslandskulturpolitik 

tätig, zunächst als Kulturattaché des Österreichischen Generalkonsulats in Mailand und ab 1993 als 

Direktor des Österreichischen Kulturinstituts in Mailand.

37 | Herbert Grausam (*1946), zuvor schon als Referent im Dienst des FPÖ-Parlamentsklubs, wirkte 

von 1984 bis 1989 als Klubsekretär. In weiterer Folge war er in der Wiener Kommunalpolitik tätig und 

von 1991 bis 2005 sowie von 2010 bis 2018 Bezirksvorsteher-Stellvertreter des Bezirks Brigittenau.

38 | Als „Couloir“ (frz. für Korridor) wird in der parlamentarischen Alltagssprache der den Plenarsaal 
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Fazit: Die ständige Anwesenheit des Fernsehens hat der parlamentarischen Arbeit 

geschadet – und schadet ihr nach wie vor! Das ist meine persönliche Beurteilung.

Interviewer: Was war Ihr Eindruck vom Stil der Plenardebatten in dieser Zeit? 

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Sie waren immer – je nach Abgeordnetem – auf unter-

schiedlichem Niveau. Manche waren ganz ausgezeichnet, sachlich, manche waren 

eher sehr emotional und mit wenig Argumenten. Da hat sich nicht viel geändert. 

Vielleicht ein großer Unterschied im Stil: Die Ausdrucksweise von heute war damals 

nicht üblich. Man hat auch dem politischen Gegner immer eine gewisse Achtung  

gezollt. Verbale Ausrutscher oder gar unter der Gürtellinie, wie jetzt im Wahlkampf 

zwischen Trump und Clinton, das wäre undenkbar gewesen – undenkbar! 

Interviewer: Führen Sie diese persönlichere Argumentation auf die Direktüber

tragung der Plenarsitzungen zurück, die heute üblich geworden ist?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Hauptsächlich ja! Und das wird jetzt noch durch eine  

zweite Linie verstärkt, die auch von den Medien kommt, aber nicht vom Fernsehen, 

sondern überhaupt, generell. Wir leben in einer Zeit der Informationsüberflutung, 

und Aufmerksamkeit gewinnt nur der, der etwas sagt, was alle schockiert. Daher 

neigen alle Seiten zu drastischer Ausdrucksweise, um Aufmerksamkeit zu gewinnen 

in der Flut an Informationen. Und dieser Trend, den hat es im Ansatz schon damals 

gegeben, aber das ist ständig weitergegangen, und heute haben wir da irgendwie 

einen Kulminationspunkt erreicht. Es gab bitte damals auch nicht das Internet, daher 

keine Shitstorms und, und, und, Facebook – das waren undenkbare Dinge. 

Ich erinnere mich, ich war da ziemlich weit vorne, was die Computerisierung betrifft, 

schon als Prokurist bei der „Tiroler Tageszeitung“. Jetzt erzähle ich Ihnen etwas, das 

werden Sie nicht glauben, aber es ist wahr. Die „Tiroler Tageszeitung“ hat also  

versucht oder wollte auch auf Computer umstellen – Magnetbandtechnik –, weil 

eine große Firma, die damals führend im Lochkartensegment war, wollte uns  

umgebende Wandelgang bezeichnet.
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unbedingt ein Lochkartensystem … Und dann hat die Tiroler Gebietskrankenkasse 

den ersten Großcomputer angeschafft. In Innsbruck spricht sich das herum, und ich 

habe dort angerufen als Prokurist, ich war ja kein Abgeordneter, und ein gewisser 

Abteilungsleiter bei der Tiroler Gebietskrankenkasse, der zuständig war, das war ein 

gewisser Dr. Salcher39, späterer Bundesminister – er nicht gewusst, ich nicht  

gewusst: Ja, ob ich diesen Großcomputer einmal anschauen könne. – „Ja, gerne.“ 

Was habe ich vorgefunden? Ein schreibtischgroßes Ungetüm, und bitte, ich ver

spreche mich jetzt nicht: Speicherkapazität: 9 KB. (Heiterkeit.) „KB“! – Das war ein  

Großcomputer. So hat es angefangen. 

Und in den frühen 80er-Jahren – ich war ja selbstständiger Unternehmensberater 

neben meiner Abgeordnetentätigkeit, aber nur für KMUs, also ich habe keine großen 

Firmen beraten, absichtlich nicht – haben wir den ersten PC eingetan, zuerst den 

Apple, dieser „Vierkasten“, den habe ich heute noch aus Nostalgiegründen. Der hatte 

4 KB (Heiterkeit), und dann war ganz groß der Sirius, der hieß Sirius, der hatte, glau-

be ich, 5 oder 6 KB, das weiß ich jetzt nicht mehr, das war dann schon der zweite, 

also Anfang der 80er-Jahre. 

[...]

Interviewer: Sie haben gesagt, heute ist es üblich geworden und notwendig  

geworden, durch schockierende Aussagen Aufmerksamkeit zu gewinnen.

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Ja, die Notwendigkeit, die bestreite ich als Erklärung.

Interviewer: Wie hat ein Abgeordneter in den 70er-Jahren die Aufmerksamkeit der 

Medien auf sich ziehen können?

39 | Herbert Salcher (1929–2021), Jurist und Angestellter der Tiroler Gebietskrankenkasse, war von 

1969 bis 1981 Landesparteiobmann der SPÖ Tirol und von 1970 bis 1979 Zweiter Landeshauptmann-

Stellvertreter von Tirol. Von 1979 bis 1981 war er Bundesminister für Gesundheit und Umweltschutz, 

von 1981 bis 1984 Bundesminister für Finanzen. 1983 gehörte er kurzzeitig dem Nationalrat an.
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Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Durch ungewöhnliche Sachen, die zum Teil gar nicht  

geplant waren, die passiert sind. Also, mir ist es passiert – und das war gleich im 

ersten Jahr, 71, da hat Kreisky die Bezügereform40 eingeführt, von da an wurden 

die Abgeordneten, ich glaube, das war dann Wirksamkeit 72, 1. Jänner 72, wurden 

die Abgeordneten den Beamten gleichgestellt, gleiches Schema und, und, und. Und 

Kreisky hat das verkauft nach dem Motto: „Jetzt müssen die Abgeordneten für ihre 

bisher steuerfreien Bezüge Steuern zahlen.“ Das hat sehr gut geklungen, also er war 

ein Meister der PR. Wir alle, auch ich, haben gesehen, unterm Strich, nach Abzug 

der Steuern, eine enorme Erhöhung, und ich wollte dagegen stimmen. – Nein, das 

tue ich nicht, wir haben versprochen, keine Erhöhung der Bezüge, ich stimme nicht 

mit! Sie können sich sehr schwer vorstellen, wie ich von den eigenen Leuten und von 

allen unter Druck gesetzt wurde: Du kannst doch nicht ausgrasen, du kannst doch 

nicht dagegen stimmen, du bist ja selber ein Nutznießer! – Ich war in der Bredouille. 

Und dann habe ich aus lauter Verzweiflung bei der Rede gesagt, ich stimme auch 

dem Gesetz zu, aber ich schäme mich für dieses Gesetz41! – Und dann hat am  

nächsten Tag der „Kurier“ auf der Titelseite mein Bild gehabt – Zitat: „Ich schäme 

mich!“ (Heiterkeit.) Aber dann sind die Leut’ erst über mich herg’fallen!, meine  

eigenen. Und, ich habe gesagt, das habe ich ja gar nicht absichtlich gesagt: Das ist  

so geschehen. (Heiterkeit.) Na ja, das war ein Beispiel, wie man dann plötzlich zu  

Aufmerksamkeit gelangt.

In Tirol habe ich Aufmerksamkeit erregt mit der Sonnenenergie-Geschichte. Aber  

das war auch mehr oder weniger ein Zufall, also von mir nicht geplant, aber dann, 

40 | Das Bezügegesetz, BGBl. Nr. 273/1972, und das Bundesgesetz über die steuerrechtliche  

Behandlung der Bezüge der Mitglieder der Organe der Gesetzgebung [...], BGBl. Nr. 274/1972,  

wurden vom Nationalrat am 9. Juli 1972 beschlossen. Das Bezügegesetz führte anstelle der  

bisherigen Aufwandsentschädigung, Entschädigungen und Amtseinkommen Bezüge ein, die an die 

Bezüge der Beamten der Allgemeinen Verwaltung anknüpften und dadurch auch einer regelmäßigen 

Anhebung unterlagen. Gleichzeitig wurden die Bezüge der Einkommensteuer unterworfen, jedoch 

die jeweilige Hälfte der Bezüge – als mit der Funktion verbundene Auslagen – als Werbungskosten 

behandelt.

41 | Stenographisches Protokoll der 38. Sitzung des Nationalrates der XIII. Gesetzgebungsperiode 

am 9. Juli 1972, S. 3386.
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nachdem ich gesehen habe, da ist wirklich Potential drinnen, habe ich mich hinein

gekniet und habe auch dafür geworben. 

Interviewer: Wie weit konnte ein Abgeordneter, indem er sich zum Beispiel eines 

Themas angenommen hat, das keine Lobby hatte, das neu war, wie das Thema  

Sonnenenergie, wie weit konnte ein Abgeordneter da tatsächlich etwas bewegen?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Nur wenn die Umstände günstig waren. 

Ich werde Ihnen jetzt ein Beispiel erzählen, das auch sehr interessant ist, ich kann 

das Jahr nur nicht genau erklären. Wissenschaftsminister war der Dr. Tuppy42, ich war 

bei der FPÖ Wissenschaftssprecher, bei den Roten war es der neue, der aus Wiener 

Neustadt stammende …

Interviewer: Stippel!

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Stippel43, ganz genau! Ich weiß noch, dass es von den 

Grünen der Smolle44 war, der hat nämlich dagegen gestimmt. Bei der ÖVP bin ich mir 

auch nicht sicher, wer der Wissenschaftssprecher war – entweder war es Ermacora45 

42 | Hans Tuppy (1924–2024) war Professor für Biochemie an der Universität Wien und von 1985 

bis 1987 Präsident der Österreichischen Akademie der Wissenschaften. Von 1987 bis 1989 fungierte 

er, von der ÖVP nominiert, als Bundesminister für Wissenschaft und Forschung.

43 | Johann Stippel (*1940), Mittelschullehrer und Gymnasialdirektor, war von 1979 bis 1994, von 

1994 bis 1996 und von 1996 bis 1999 Abgeordneter zum Nationalrat und Wissenschaftssprecher der 

SPÖ.

44 | Karl Smolle (*1944), von Beruf Dolmetscher und Übersetzer, engagierte sich politisch für die 

Anliegen der Kärntner Slowenen und war seit 1979 Obmann der Kärntner Einheitsliste. Von 1986 bis 

1990 gehörte er für die Grünen, von 1998 bis 1999 für das Liberale Forum dem Nationalrat an.

45 | Felix Ermacora (1923–1995) war, nachdem er zuvor eine Professur an der Universität Innsbruck 

bekleidet hatte, von 1964 an Universitätsprofessor für Staats- und Verwaltungsrecht an der Universität 

Wien. International anerkannt war er als Menschenrechtsexperte; u. a. wirkte er als Mitglied der Euro-

päischen Menschenrechtskommission und als österreichischer Delegierter zur Menschenrechtskommis-

sion der Vereinten Nationen. Für die ÖVP gehörte er von 1971 bis 1990 dem Nationalrat an, wo er u. a. 

als Südtirol-Sprecher seiner Partei und Obmann des Südtirol-Unterausschusses auftrat.
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oder der Dr. König46, ich weiß es jetzt nicht mehr. Ich habe manchmal Schwierig

keiten mit der Erinnerung und den Namen. Aber: Es ging um die Drittmittelfinan-

zierung für die Universitäten. Und die Universitäten konnten keine Drittmittelfinan-

zierung abschließen, weil sie nachgeordnete Dienststellen des Ministeriums waren, 

sie besaßen keinerlei Rechtsfähigkeit. Das heißt, die Universitäten brauchten eine 

Teilrechtsfähigkeit, es musste also das UOG … Die Minister haben alle gesagt – aber 

nur hinter vorgehaltener Hand, den Grund werde ich gleich erzählen –, ja, sie sind 

auch dafür, – die Universitäten wären sowieso dafür. Aber unisono quergelegt hat 

sich die gesamte Beamtenschaft des Finanzministeriums, des Wissenschaftsminis-

teriums, Unterrichtsministeriums und auch der unter freiheitlicher Präsidentschaft 

stehende Rechnungshof. Dann haben die Wissenschaftssprecher der drei Parteien – 

ÖVP, SPÖ, FPÖ – untereinander ausgemacht: Wir machen einen Initiativantrag, und 

46 | Fritz König (1933–2022), als Wirtschaftsjurist in verschiedenen Unternehmen tätig, war von 

1960 bis 1972 Bundesobmann der Jungen ÖVP und gehörte – mit Unterbrechungen in den Jahren 

1994 bis 1996 – von 1970 bis 1999 dem Nationalrat an; von 1995 bis 1996 war er Mitglied des Euro-

päischen Parlaments. In den Jahren 1986 bis 1990 war er Klubobmann des ÖVP-Parlamentsklubs.

Besuch des Außenministers der DDR Oskar Fischer am 27. April 1984, (re.) Gerulf Stix
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den boxen wir durch! Und so geschehen. Wir haben also eine Novelle gemacht zum 

UOG: Teilrechtsfähigkeit der Universitäten, und dann kam die berühmte Ausschuss-

sitzung – erste Lesung, Ausschuss und nach dem Ausschuss zweite Lesung –, und im 

Ausschuss wurde das also verhandelt. Und es war der Minister Dr. Tuppy anwesend, 

der hat während der gesamten Ausschusssitzung den Mund nicht aufgemacht. Die 

drei Abgeordneten, wie gesagt, der vierte, das war der Karl Smolle, der hat dagegen 

geredet, die drei Abgeordneten haben geschlossen dafür geredet. Der Reihe nach 

haben sich die Beamten sehr höflich aus dem Hintergrund gemeldet, als Experten: 

nein, warum nicht, nicht, nicht. Und wir Wissenschaftssprecher haben gesagt, das 

machen wir, und haben das dann beschlossen gegen die Stimme der Grünen, und 

Gerulf Stix am Präsidium (3. v. li.) bei der konstituierenden Sitzung des 

Nationalrates (1983), im Vordergrund der damalige Bundeskanzler Bruno Kreisky
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es wurde so dann auch bei der dritten Lesung beschlossen47. Und seitdem hatten 

im UOG die Universitäten eine Teilrechtsfähigkeit und konnten Drittmittel an Land 

ziehen. Heute sind Universitäten ohne Drittmittelfinanzierung überhaupt nicht  

vorstellbar. 

Also das war – um Ihre Frage zu beantworten, ein bisschen lang ist die Antwort aus-

gefallen – einer jener Fälle, wo kleine Abgeordnete ... Ich habe ja mitgewirkt und war 

mit einer der Treibenden. Ich will niemanden hervorheben, aber alle drei Wissen

schaftssprecher hatten Probleme in ihren Parteien – alle drei! –, am meisten die von 

den Großparteien, bei den Sozialpartnern und bei der Beamtenschaft sowieso. Da 

hatte ich keine Probleme – höchstens beim Rechnungshof, aber der war nicht so 

maßgebend in den Augen der anderen. Ja. Aber wir haben etwas bewegt, und zwar 

etwas Gewaltiges. 

Interviewer: War das eine Sternstunde oder kam das öfter vor?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Es gibt Kleinigkeiten … Bleiben wir noch einmal bei der 

Atomfrage. Nach der Übernahme der Macht in der FPÖ durch Haider48 hat ja  

47 | Die auf einen Initiativantrag der Abgeordneten Josef Höchtl, Lothar Müller, Geruf Stix  

und Genossen zurückgehende UOG-Novelle 1987, BGBl. Nr. 654, wurde vom Nationalrat am  

15. Dezember 1987 beschlossen.

48 | Jörg Haider (1950–2008) begann seine politische Karriere in der FPÖ als Vorsitzender des Rings 

Freiheitlicher Jugend und zog 1979 als jüngster Abgeordneter in den Nationalrat ein, dem er zunächst 

bis 1983 und in weiterer Folge von 1986 bis 1989 sowie von 1992 bis 1999 angehörte; in den beiden 

letztgenannten Perioden war er auch Klubobmann der FPÖ. Von 1983 bis 1986 war er Mitglied der 

Kärntner Landesregierung. Auf dem Innsbrucker Parteitag der FPÖ löste er 1986 Norbert Steger im 

Bundesparteivorsitz ab, woraufhin Bundeskanzler Franz Vranitzky die Koalition mit der FPÖ beende-

te. Die folgenden Nationalratswahlen brachten jeweils Stimmengewinne für die FPÖ, was vor allem 

auf die „populistische“ Politik Jörg Haiders zurückgeführt wurde. 1989 wechselte er als Landeshaupt-

mann nach Kärnten, verlor dieses Amt jedoch 1991 nach einer umstrittenen Äußerung im Landtag 

aufgrund eines Misstrauensvotums. 1999 wurde er neuerlich zum Landeshauptmann gewählt und be-

kleidete dieses Amt bis zu seinem Tod. Nach der Nationalratswahl 1999 verhandelte er mit Wolfgang 

Schüssel eine Regierungskoalition auf Bundesebene, überließ das Amt der Vizekanzlerin und den Par-

teivorsitz jedoch Susanne Riess-Passer. Seine von Kärnten aus geübte Kritik an der Bundesregierung 
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Vranitzky49 bekanntlich die Koalition aufgekündigt, und Ende 86 gab es dann  

Neuwahlen. Ich war wieder im Nationalrat, nur mehr – „nur mehr“ – als Energie-  

und Wissenschaftssprecher, und im Ausschuss nur Wissenschaft. Aber: Damals war 

der zuständige Minister der Mitterer, und im selben Jahr 86, noch vor dem Innsbru-

cker Parteitag, war Tschernobyl passiert, und nach Tschernobyl waren plötzlich alle 

Parteien Anti-Atom-Parteien, und es wurde sehr rasch von der neuen rot-schwar-

zen Koalition ein Sperrgesetz, ein Atomsperrgesetz beschlossen. Und das kam auch 

in den Ausschuss zur Debatte, und die Großkoalitionäre waren sich einig: Das be-

schließen wir!, und ich war Dritter Präsident, aber weil es um eine Energiefrage 

gegangen ist, hat der Klub mich hineingeschickt. Und ich habe mir das schon vorher 

durchgelesen gehabt und habe schon den Pferdefuß gefunden, und habe mich dann 

zu Wort gemeldet, kurz vor der Abstimmung im Ausschuss, und habe gesagt: „Herr 

Minister, so kann das Gesetz nicht beschlossen werden!“ – „Warum nicht?“ Da sage 

ich: „Wenn Sie den Wortlaut“ – und den habe ich dann vorgelesen – „noch einmal 

genau lesen, dann ist damit auch die gesamte Kerntechnik im medizinischen Bereich 

verboten. Wollen Sie das?“ – Betretenes Schweigen. Der Passus ist gestrichen worden, 

und dann ist das Gesetz beschlossen worden50. – Ein ganz kleines Beispiel.

führte zu einer außerordentlichen FPÖ-Delegiertenversammlung in Knittelfeld und zum Rücktritt 

Riess-Passers. Nachdem bei der vorzeitigen Nationalratswahl 2002 die FPÖ starke Stimmenverluste 

erlitten hatte, wurde die Koalition mit der ÖVP zwar erneuert, 2005 gründete Haider aber eine neue 

Partei unter der Bezeichnung „Bündnis Zukunft Österreich“, welche die Regierungszusammenarbeit 

fortsetzte, und spaltete damit die FPÖ. Sein Tod bei einem Verkehrsunfall am 11. Oktober 2008 be-

endete eine wechselvolle und umstrittene politische Karriere.

49 | Franz Vranitzky (*1937) hatte, nachdem er im Kabinett des Bundesministers für Finanzen 

Hannes Androsch als Berater tätig gewesen war, 1976 den stellvertretenden Vorstandsvorsitz der 

Creditanstalt Bankverein AG und 1981 den Vorstandsvorsitz der Österreichischen Länderbank AG 

übernommen. 1984 wurde er zum Bundesminister für Finanzen und 1986, nach dem Rücktritt von 

Bundeskanzler Fred Sinowatz, zum Bundeskanzler berufen. 1988 übernahm er von Sinowatz auch 

den Bundesparteivorsitz der SPÖ. Nach dem Innsbrucker Parteitag der FPÖ im September 1986 

beendete Vranitzky die Koalition mit der FPÖ und bildete nach der Neuwahl des Nationalrates eine 

Koalition mit der ÖVP, die er nach den Wahlen 1990, 1994 und 1995 jeweils erneuerte. 1997 legte er 

das Amt des Bundeskanzlers und den Parteivorsitz der SPÖ zurück, und in beiden Funktionen folgte 

ihm Viktor Klima nach.

50 | Es handelt sich nicht um ein nach der Nuklearkatastrophe von Tschernobyl beschlossenes 
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Interviewer: Sie haben da jetzt ein interessantes Beispiel gebracht für Qualität oder 

mangelnde Qualität der Legistik. Wie haben Sie die Legistik insgesamt erlebt? Sind sol-

che Beispiele öfter vorgekommen oder war die Qualität der Legistik grundsätzlich gut?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Zu 80 % Prozent sind alle Abgeordneten den Legistikern in 

den Ministerien ausgeliefert. Nur wenn der eine oder andere Abgeordnete sich sehr 

tief in die Materie hineinkniet und dann die Ausdauer und Hartnäckigkeit aufbringt, 

auf diesen Fehler hinzuweisen, nur dann hat er eine Chance, sonst hat er keine.  

Und ich halte das für den gesamten Parlamentarismus für nicht gut. Ich weiß nicht 

genau, wie das jetzt ist, aber ich bin ein Anhänger – seit jeher – der Schaffung einer 

eigenen Legistikexpertengruppe auf beamteter Ebene im Parlament, die aber nur 

dem Parlament verantwortlich ist, keinem Ministerium; die also nach rein juridischen 

und Vernetzungsgesichtspunkten Gesetze begutachtet, bevor sie den Abgeordneten 

vorgelegt werden. 

Also das Schlimmste vom Schlimmen waren ja die ASVG-Novellen51. Ich erinnere 

mich, da hat es fast alle Jahre irgendeine Novelle gegeben, sagen wir die – Haus

nummer – 44. Novelle: Außer den wenigen Leuten, die im Ausschuss waren, hat 

überhaupt niemand Bescheid gewusst. Bei uns war es damals, zu meiner Zeit, der 

Abgeordnete Melter52, das war unser Sozialsprecher. Und wenn so eine Novelle kam, 

dann wurde ja in zweiter Lesung einzeln abgestimmt über die Änderung des Para

Bundesgesetz, sondern um das nach der Volksabstimmung über die Inbetriebnahme des Kernkraft-

werkes Zwentendorf beschlossene Bundesgesetz über das Verbot der Nutzung der Kernspaltung 

für die Energieversorgung in Österreich, BGBl. Nr. 676/1978. In der Debatte im Handelsausschuss 

am 12. Dezember 1978 ergriff neben dem zuständigen Bundesminister Josef Staribacher u. a. auch 

der Abgeordnete Gerulf Stix das Wort. Seinem Einwand trug der Ausschuss durch eine Feststellung 

Rechnung, der zufolge unter „Energieversorgung“ im Sinne des Gesetzentwurfes die volkswirtschaft-

liche Energieversorgung (Megawattbereich) zu verstehen wäre und nicht die Energieversorgung z. B. 

im Bereich der Medizin.

51 | Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz zählt zu den am häufigsten novellierten Bundes

gesetzen.

52 | Werner Melter (1924–2007), beruflich als Sekretär des Vorarlberger Kriegsopferverbandes tätig, 

gehörte als Mandatar der FPÖ von 1959 bis 1966 dem Vorarlberger Landtag und von 1966 bis 1979 

dem Nationalrat an.
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graphen sowieso, Paragraphen sowieso. Die Prozedur, die hat lange gedauert,  

und das eine ist abgelehnt worden, dem anderen ist zugestimmt worden. Die  

dritte Lesung war dann alles in einem: Ja oder Nein! Das war ja kein Problem,  

aber die Abstimmung in zweiter Lesung! Und im Klub war es so, dass niemand  

Bescheid gewusst hat, außer Melter. Und die Regel war – wir mussten ja bei „Ja“  

aufstehen, bei „Nein“ sitzen bleiben –, alles hat auf Melter geschaut, und der hat  

nur die Unterlagen vor sich gehabt und hat so gemacht oder so, und so haben wir 

abgestimmt: Keiner von uns hat gewusst, worüber er abstimmt. Und ich bin mir 

sicher, dass das bei den Großparteien gar nicht anders war, nur dass halt dort nicht 

einer im Ausschuss gesessen ist, sondern mehrere. 

Und einer meiner Söhne ist ja von Beruf Rechtsanwalt, der hat mir jüngst erst  

erzählt, dass der „Papst“ des Sozialversicherungswesens in Österreich – den Namen 

habe ich im Moment nicht geläufig – ein so dickes Handbuch herausgegeben hat, 

und von ihm wird das Bonmot in Juristenkreisen weitererzählt, er soll gesagt haben: 

„Wer behauptet, sich im österreichischen Sozialversicherungsrecht wirklich voll und 

ganz auszukennen, der ist auch sonst nicht glaubwürdig!“ (Heiterkeit.) – Ein Bonmot 

[...].

Interviewer: Was sagt das aus über die österreichische Rechtsordnung? 

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Meine Meinung: Bürokratieabbau überfällig! Wir haben sehr 

viel totes Recht, Rupprechter53 fängt jetzt ein bisschen an auszumisten, aber das … 

Wir haben eine unmögliche Reglementierungssucht, die geht sehr stark auch von 

den Grünen aus, die das gut meinen, das unterstelle ich einmal als Motiv, aber das 

Ergebnis ist schlecht. Jedes und alles soll verboten oder erlaubt oder eingeschränkt 

werden. Bürokratie, Bürokratie, Bürokratie … 

Ich war unter anderem lange nach dem Ausscheiden aus der Politik, also zwei Jahre 

53 | Andrä Rupprechter (*1961), Beamter im Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft und 

in weiterer Folge im Generalsekretariat des Rates der EU, war von 2013 bis 2017 Bundesminister  

für Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft und gehörte von 2017 bis 2018 als 

Mandatar der ÖVP dem Nationalrat an.



49

später, dann von meiner Partei aus – damals gab es noch ein Proporzsystem54 dies-

bezüglich in Tirol, das gibt es nicht mehr – Aufsichtsratsmitglied bei der TIWAG55. 

Und von dort ist mir bekannt, dass bei Großprojekten etwa drei Jahre für die interne 

Vorplanung eingehen, dann kommen, wenn es gut geht – wenn es gut geht! –,  

vier bis fünf Jahre Behördenwege. – Umweltverträglichkeitsprüfung. Die Einreich-

unterlagen für ein Kraftwerk waren der Inhalt von 40 Ordnern! Der Inhalt von  

40 Ordnern: eine Einreichung für die Umweltverträglichkeitsprüfung. Da gibt es  

jede Menge Einsprüche, und wenn nur ein kleiner Beteiligter Einspruch erhebt, 

dann kann es passieren, dass es bis zu den Höchstgerichten geht. Das heißt, wenn 

es schlecht geht und dann das Ganze trotzdem genehmigt wird: interne Vorplanung 

drei Jahre, sagen wir einmal fünf Jahre Behördenkrieg, sind acht Jahre, und dann erst 

Baubeginn – und die Bauzeit natürlich auch einige Jahre. Dass da viele einfach resig-

nieren und sagen: „Also, wenn wir das Projekt nicht unbedingt brauchen, tun wir uns 

das gar nicht an.“ … Und das ist jetzt nur ein Beispiel unter Hunderten. Wir leiden an 

einer Überbürokratie, an einer Überregulierung.

Interviewer: Sie haben gesagt, im Parlament bedürfte es einer Expertengruppe auf 

Beamtenebene, auf administrativer Ebene zur Prüfung der legistischen Vorschläge. 

Warum gibt es Ihrer Einschätzung nach eine solche Einrichtung nicht?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Weil die Beamtenschaft der Ministerien zu stark ist, und 

durch die Koalition, durch die große Koalition und durch die Sozialpartnerschaft hat in 

Wahrheit die hohe Beamtenschaft der Ministerien das Sagen, das ist die Wahrheit – es 

ist so! Und genau das Gleiche spielt sich auf europäischer Ebene ab, deswegen bringt 

Brüssel in großen Fragen nichts zuwege, aber in kleinen Fragen kommen jede Menge 

Richtlinien daher, wo sich die Leute an den Kopf greifen.

54 | Der Begriff „Proporz“ steht kurz für Proportionalität oder Verhältnismäßigkeit und bezeichnet im 

politischen Kontext die Vertretung politischer Gruppen bzw. Parteien in Organen entsprechend ihrem 

jeweiligen politischen Stärkeverhältnis.

55 | Die im Besitz des Landes Tirol stehende Tiroler Wasserkraft AG (TIWAG) ist das größte Energie-

versorgungsunternehmen in Tirol.



50

Interviewer: Sie haben an dem Beispiel des Sozialversicherungsrechts gezeigt, wie es 

innerhalb des Klubs oft nur einen oder in größeren Klubs wenige Experten gibt, die 

eine Materie durchdringen und denen dann die anderen Klubmitglieder folgen.  

Gab es auch Fälle, in denen im Klub unterschiedliche Positionen über politische  

Fragen bestanden haben?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Laufend! 

Interviewer: Und wie hat man die gelöst?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Durch Mehrheitsbeschlüsse! Die Diskussionen haben sehr 

oft Änderungen herbeigeführt oder Modifizierungen. Und im freiheitlichen Klub, da 

bin ich Zeuge, ist oft sehr hart diskutiert worden – bis zum Zuknallen von Türen.

Darf ich etwas Lustiges anhängen? – Wenn ganz heiße Fragen waren, die nicht  

entschieden werden konnten, dann ist irgendwann einmal die Zeit abgelaufen, und 

es war üblich – übrigens eine sehr gute Taktik von Friedrich Peter, der hat immer  

darauf geschaut, dass Kameradschaftlichkeit im Klub herrscht ... nach jeder Klub-

Besuch des bayrischen Landtagspräsidiums im Mai 1984, im Vordergrund 

der bayrische Landtagspräsident Franz Heubl mit Gerulf Stix (re.)
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sitzung sind wir zum Heurigen. Manche konnten dann nicht mit, weil sie irgendwo 

einen Termin hatten. Irgendwann am nächsten Tag oder zwei Tage später oder erst 

nächste Woche ist die Klubsitzung fortgesetzt worden und die, die nicht beim  

Heurigen waren, die haben gedacht: So, jetzt diskutieren wir weiter. – Und dann hieß 

es immer, und das war eine Standardfloskel: Diese Sache ist entschieden, der hohe 

Heurige hat einen Beschluss gefasst. (Heiterkeit.)

Interviewer: So konnte innerhalb des Klubs manches amikal beigelegt werden.  

Wie war das zwischen den Klubs? – Wurden da die Verhandlungen in den 

Ausschusssitzungen geführt oder gab es da informelle Treffen der Fraktionsführer? 

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Jede Menge informelle Treffen! Und jetzt möchte ich etwas 

Grundsätzliches anschneiden, was sehr ernst ist: Ich halte diese informellen Treffen für 

notwendig, aber da gibt es eine riesige Differenz zwischen den Abgeordneten in Wien 

und Umgebung einerseits und denen aus der „Provinz“ – in Anführungszeichen –,  

das musste ich mir ja wiederholt sagen lassen. Kärnten, Tirol, aber auch Salzburg,  

mitunter sogar Steiermark: das war die andere Gruppe. Was ist passiert? – Man hat 

große politische Themen besprochen, auch in den Ausschüssen, wo also nicht von 

heute auf morgen Entscheidungen getroffen wurden, und die meisten waren in

offizieller Art. Und die Abgeordneten, die nicht in Wien zu Hause waren, sind heim- 

gefahren, und wenn sie dann nach einer, zwei oder drei Wochen wiedergekommen 

sind, dann waren die informellen Gespräche unter allen in Wien ansässigen Abgeord-

neten unterschiedlicher Parteien weitergelaufen, und die, die von außen herankamen,  

die mussten sich erst über den Stand der Diskussion informieren lassen, sie waren 

nicht daran beteiligt. Und ich halte das für ein schwerwiegendes Problem und für  

ein grundsätzlich ganz Österreich betreffendes. 

Entschuldigung, ich war lange genug in Wien, ich bin sogar in Wien geboren, aller-

dings kann ich mich an die Zeit nicht erinnern, weil ich nur drei Jahre in Wien war, als 

Baby und Kleinkind, aber – ich habe überhaupt nichts gegen Wien, ich habe so viele 

Freunde hier in Wien und fühle mich wohl, wenn ich nach Wien komme –, aber: Die 

Wiener halten sich für den Nabel der Welt in Österreich – es ist so – und nehmen 
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zu wenig Rücksicht auf die inzwischen sehr wohl florierenden anderen Bundeslän-

der: siehe Oberösterreich, siehe Salzburg, jetzt auch Steiermark und Tirol, bitte. Das 

ist kein Land der Bergbauern, der kargen, sondern des Tourismus, und den größten 

Wertschöpfungsanteil am Tiroler Inlandsprodukt hat die Industrie, ob Sie Swarovski56 

nehmen oder die Planseewerke57, große, weltweit tätige Industriebetriebe: aus  

Wiener Sicht unter ferner liefen.

Und das ist diese Zweiteilung in der Abgeordnetenschaft, und die hat mit Partei

zugehörigkeit nichts zu tun – gar nichts! –, die betrifft alle. Das halte ich auch für  

ein ungelöstes Problem Österreichs. 

Interviewer: Hat es angesichts dieser Zweiteilung der Abgeordnetenschaft so etwas 

wie eine Solidarisierung der Bundesländerabgeordneten untereinander gegeben?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Ab und zu ja – und emotional auch, wobei ich sagen muss, 

also dafür bin ich wirklich ein Zeitzeuge: In der gesamten Politik, also nicht nur für 

den Nationalrat, für das Parlament, gilt, dass bei langjähriger politischer Tätigkeit die 

Persönlichkeiten immer mehr in den Vordergrund rücken, egal bei welcher Partei Sie 

sind, und die parteiübergreifenden Freundschaften sind – na ja, ich sage es einmal 

vorsichtig – mindestens gleich hoch zu veranschlagen wie die Freundschaften in der 

jeweiligen Partei intern. 

Interviewer: Wie hat sich diese Solidarisierung geäußert? Ist Ihnen da ein Beispiel in 

Erinnerung, wo Abgeordnete zum Beispiel aus einem Bundesland parteiübergreifend 

zusammengearbeitet haben, um etwas durchzusetzen gegen Wien?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Das schon erwähnte Beispiel von mir: Teilrechtsfähigkeit 

der Universitäten, liegt in etwa auf dieser Ebene, wobei in Wien das immer verkör-

pert war durch die Beamtenschaft. Und der Dr. Tuppy als Minister, der war ja kein 

56 | Swarovski ist ein auf die Herstellung von Kristallglas spezialisiertes Familienunternehmen mit 

Sitz in Wattens in Tirol.

57 | Die Plansee Holding AG ist ein metallverarbeitendes Unternehmen mit Sitz in Reutte in Tirol.



53

Wiener, der konnte sich gegen die eigene Beamtenschaft nicht durchsetzen, obwohl 

er der gleichen Meinung war wie wir Abgeordneten. 

Interviewer: Wir sind da bei einer interessanten grundsätzlichen Frage des Vertre-

tungsauftrages, des Mandats.

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Entschuldigung, wenn ich Sie unterbreche, nur damit ich es 

nicht vergesse: Der Stippel war ja auch kein Wiener.

Interviewer: Der war aus Wiener Neustadt.

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Eben! 

Interviewer: Sie waren ein Tiroler beziehungsweise aus dem Wahlkreisverband West 

entsandter Abgeordneter. Wie haben Sie Ihren Vertretungsauftrag empfunden? Haben 

Sie sich primär als Tiroler Abgeordneter gesehen oder als Abgeordneter ganz Öster-

reichs, des gesamten Wahlvolkes? Wo lag der Schwerpunkt Ihres Vertretungsauftrages?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Je nach Sachgebiet unterschiedlich. Als Wissenschafts

sprecher, als Energiesprecher habe ich selbstverständlich ganz österreichische Inte-

ressen – selbstverständlich! In Verkehrsfragen, gebe ich zu – da fällt mir im Übrigen 

auch ein Beispiel ein für eine Frage, die Sie vorhin gestellt haben –, habe ich mehr 

auf die Tiroler Belange geachtet. 

Sie haben mir einmal die Frage gestellt: Kann ein kleiner Abgeordneter etwas  

bewegen? Da fällt mir jetzt ein Beispiel aus dem Verkehr ein, und zwar Pipeline- 

Gesetz58, damals war der Minister Lanc59 zuständig, und an sich war das Pipeline- 

58 | Das Bundesgesetz über die gewerbsmäßige Beförderung von Gütern in Rohrleitungen (Rohr

leitungsgesetz), BGBl. 411/1975, wurde vom Nationalrat am 3. Juli 1975 beschlossen.

59 | Erwin Lanc (1930–2025), von Beruf Sparkassenangestellter, gehörte als Mandatar der SPÖ von 

1960 bis 1966 dem Wiener Landtag und Gemeinderat und von 1966 bis 1983 dem Nationalrat an. 

Von 1973 bis 1977 war er Bundesminister für Verkehr, von 1977 bis 1983 Bundesminister für Inneres 

und von 1983 bis 1984 Bundesminister für auswärtige Angelegenheiten.
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Gesetz ja kein strittiges Gesetz, alle waren der Meinung, wir brauchen die Pipelines –  

Öl –, Triest, Ingolstadt und so weiter, aber wir brauchen ein Pipeline-Gesetz.  

Und im Ausschuss, der sich unter anderem mit diesem Gesetz befasst hat, tauchte 

dann plötzlich die Frage der Enteignung auf: Was macht man bei widerspenstigen 

Grundstückseigentümern?, man muss aber die Pipeline doch durchlegen. 

Wir brauchen unbedingt eine Enteignungs…, ja, wir brauchen eine Formulierung da-

für. Und die Beamtenschaft hat versprochen, also die anwesenden Beamten, es sind 

ja in jedem Ausschuss aus dem zuständigen Ministerium Beamte dabei, haben ver-

sprochen, sie werden sich um eine Formulierung bemühen. Und ich war ein kleiner 

Abgeordneter der Oppositionspartei und sagte: „Wieso brauchen wir eigentlich eine 

neue Formulierung, wir haben doch eine seit Jahrzehnten bewährte Enteignungs-

regelung im Eisenbahngesetz.“ „Ah ja!“ – Und die ist hineingenommen worden. Kein 

Journalist hat sich dafür interessiert, ich wäre auch nicht auf die Idee gekommen, 

damit hausieren zu gehen. Das war halt sachliche Arbeit – aus und fertig! Insofern 

ist es also sehr wohl möglich, dass Abgeordnete etwas bewirken, und daher bin ich 

grundsätzlich der Meinung, die Rolle des Abgeordneten, die gehört verstärkt. 

Der Abgeordnete hat gerade in dieser Zeit, wo überall – und das sage ich jetzt nicht 

negativ, sondern rein sachlich und nüchtern – Bürokratie und Beamtenschaft das  

Sagen haben und bestimmte Dinge überhaupt nur zwischen Sozialpartnern, die ja 

alle nicht legitimiert sind – das ist ein eigenes Kapitel, natürlich, formal sind sie es, 

aber in der Sache in Wahrheit nicht – … das Sagen haben gegenüber den eigentlich 

legitimierten Entscheidungsträgern im Parlament, da gehört die Rolle des Abgeord-

neten massiv verstärkt – massiv. 

Interviewer: Wodurch?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Das führt jetzt in viele Details. Die rechtliche Stellung ist 

gar nicht so schlecht bei uns, aber die wirtschaftliche. Ein Abgeordneter kann fast 

nichts machen. Und noch etwas: Ein Abgeordneter ist total abhängig von der eige-

nen Partei, man sieht das ab und zu, den Konflikt, wenn es um das Nachrücken bei 
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freiwerdenden Mandatsstellen geht, auch an der Aufstellung, und am meisten dort, 

wo die Sozialpartner das Sagen haben. Die haben sehr oft bei manchen Parteien das 

entscheidende Wort: Den aufstellen, den nicht! Das heißt aber, dass der Abgeord

nete wirtschaftlich abhängig wird. 

Und jetzt komme ich gleich zu einer anderen Seite der Wirtschaftlichkeit: Weil  

ein Abgeordneter nur eine Tätigkeit auf Zeit ausübt, ist er danach – um Schiller zu  

zitieren: „Fällt der Mantel, fällt der Herzog!“ … Was macht er? Wenn er aus der  

Sozialpartnerschaft kommt zum Beispiel, das ist jetzt nur ein Beispiel, dann fällt 

er weich. Wenn er aus der freiberuflichen Szene kommt, aus der privatwirtschaft-

lichen, ohne Angestellter eines Großkonzerns gewesen zu sein, also KMU, Ge-

werbe: Der steht da! Tassilo Broesigke ist ein Rechtsanwalt gewesen, und ich war 

Unternehmensberater, und wir haben uns einmal unterhalten. Ich habe gesagt: „Du, 

ich habe das Problem, dass ich immer zu lange weg bin von Tirol. Ich kann Kunden 

nicht nehmen, die eine tagtägliche Betreuung brauchen. Ich kann nur solche neh-

men, die sich einmal für ein Projekt beraten lassen oder, oder, oder.“ Und da hat er 

Folgendes zu mir gesagt: „Ich als Rechtsanwalt kann meine Tätigkeit als Rechtsan-

walt neben meiner Abgeordnetentätigkeit nur deswegen ausüben, weil ich 10 Minu-

ten zu Fuß in mein Büro habe!“ Das heißt, alle anderen können es nicht und gehen 

ein. Und daher wird es in Zukunft immer weniger Abgeordnete aus den freien Beru-

fen, aus den Gewerbebetrieben, aus dem Nicht-de-facto-beamteten oder Vertrags-

bediensteten-Bereich geben. Ein Lehrer? – Na, der hat’s leicht, der wird freigestellt! 

Selbst wenn er keine Karriere machen sollte, weil er vielleicht im Unfrieden mit 

seiner Partei ausscheidet – unterstellen wir einmal diesen Fall –: Das Mindeste ist, er 

kommt in seine alte Stellung zurück, mit allen finanziellen, pensionsrechtlichen und 

sonstigen Absicherungen. Was macht denn ein Freiberufler? Seine Kunden haben 

sich verlaufen, der kann mit 50, mit 60 nicht mehr neu starten. Was macht denn der? 

Was macht denn ein kleiner Gewerbetreibender, der vielleicht Schlosser war oder 

eine gut gehende Fliesenlegerfirma vielleicht mit zehn, 20 Angestellten hatte? Also, 

der muss etwas können! Der war vielleicht als Abgeordneter sehr tüchtig.
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Wir müssen also, um die Rolle der Abgeordneten zu stärken, auch die Zeit des  

Danachs für den ausscheidenden nicht pragmatisierten Abgeordneten neu organi

sieren. Das ist ganz wichtig! 

Interviewer: Wie haben Sie das Verhältnis zwischen Ihnen als Abgeordnetem und 

Ihrer Wählerschaft erlebt? Wie haben Sie den Kontakt gehalten, wie haben Sie mit 

Ihrer Wählerschaft kommuniziert, Aufträge entgegengenommen, nicht in grundsätz-

lich politischer, sondern konkret einzelfallbezogener Hinsicht?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Da könnte ich ein Buch darüber schreiben. Auf jeden Fall 

habe ich blutigstes Lehrgeld bezahlt. Ich bin ja nicht der volkstümliche Typ gewesen, 

als der ich möglicherweise heute scheine – wahrscheinlich immer noch nicht –,  

ich war als junger Mensch ein Akademiker, ein Theoretiker. Wenn ich nicht grob  

17 Jahre vor Eintritt in die Politik in der praktischen Wirtschaft gearbeitet hätte, 

hätte ich das überhaupt nicht gekonnt. Ich konnte mich in bestimmten Kreisen sehr 

gut bewegen – Gewerbetreibende, Wirtschaftstreibende: tadellos –, aber in Bezug 

auf die Masse der Wähler ganz schlecht. Bei mir kommt noch dazu, dass ich ja beruf-

liche Wanderjahre hatte, auch in Deutschland war, in Hannover zum Beispiel, was 

sich sprachlich dahin gehend ausgewirkt hat, dass ich nicht nur den Tiroler Dialekt 

gesprochen habe –„i kau scho, wenn i wü“ –, aber das ist bei mir ein Umschalten. Es 

kommt nicht: Er kau nix anders ois wia Dialekt! – Und bis ich wirklich den Kontakt 

zu den Wählern hatte, habe ich sehr viel Lehrgeld bezahlt, vor allem deren Sprache 

zu verstehen und in deren Sprache mitzureden. Da muss ein akademisch Gebildeter 

heruntersteigen, eindeutig, gar keine Frage – aber diese Leute sind nicht schlecht! 

Diese auch bei mir anfängliche Tendenz zur Hochnäsigkeit von Akademikern gegen-

über anderen, die hat sich im Laufe meiner Zeit in der Politik völlig gelegt. Ich habe 

so viele gescheite Leut’ getroffen, die Bauern waren, Handwerker, Gewerbetreiben-

de, und so viele Trottel – Entschuldigung! –, die einen akademischen Grad gehabt 

haben. Ich beurteile nur den Menschen, nach dem Satz: „An ihren Früchten sollt ihr 

sie erkennen!“ Wenn der gut war, gut ist, und persönlich, menschlich vertrauenswür-

dig ist, Handschlagqualität besitzt – ein strapazierter Begriff, aber er stimmt –, dann 

ist es gut. 
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Gerulf Stix (re.) begrüßt gemeinsam mit dem Zweiten Nationalratspräsidenten Roland 

Minkowitsch die indische Premierministerin Indira Gandhi (1983) im österreichischen Parlament

Konstituierende Sitzung des Nationalrates am 5. Juni 1979,  

Gerulf Stix (2. v. re.) mittlere Reihe, hinter ihm am Bildrand (re.) Jörg Haider 
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Aber da habe ich Dinge erlebt, die … ich könnte ein Buch von Anekdoten verfassen. 

Darf ich eine erzählen? – Ich bin einmal als junger Abgeordneter, da war ich noch 

nicht Dritter Präsident, zu einer Bauernversammlung in irgendeinem Tiroler Tal  

geschickt worden. Ich bin hingekommen und habe gesehen, in dem für mich  

reservierten Zimmer sind ein paar Bauern gesessen, die haben gewartet. Ich habe 

gesagt: „Wartets nur weiter, spuits nur weiter, i sitz draußen, wenn jemand sich für 

Politik interessiert: I bin do! I bin da Nationalrat …“, und so weiter. „Ja, ja, is scho 

recht!“ Ich hab’ mich also draußen hingesetzt, hab’ ein Bier getrunken, an der  

Theke waren ein paar leicht „Angestochene“, plötzlich kommt bei der Tür ein sichtlich 

auch bäuerlicher Mensch, sehr groß und jung, herein. Er war groß und die Tür war 

klein, und ich ruf’ so rüber: „Pass auf dein Grind auf!“ Der war, scheint’s, auch schon 

ganz leicht „ang’stochen“, hat mich aber lokalisiert und ist zielgerecht auf mich  

zugesteuert. Er hat sich neben mich gesetzt und hat gefragt: „Wer bischt nacha du?“  

Na habe ich es ihm halt erklärt. „Na, wia hoascht denn du?“ Da habe ich gesagt: 

„Stix.“ – „Na, wia is dei Taufnaum?“ Da habe ich gesagt: „Gerulf.“ – „Wia?“ Da hab’  

ich den Bierdeckel genommen und habe mit Blockbuchstaben „Gerulf“ draufge-

schrieben. Ich sehe den heut’ noch vor mir: Der nimmt den Bierdeckel: „Ja, bischt  

du etwa gar nit deitschstämmig?“ (Heiterkeit.)

Aus diesem Nichtmitglied der FPÖ wurde ein Mitglied, er ist später einer unserer 

erfolgreichen Ortsfunktionäre geworden, und mit den Bauern, nachdem ich mit 

dem Warten fertig war – eine Stunde später –, ergab sich dann noch ein Gespräch. 

Politik war der geringste Inhalt, aber bei der nächsten Wahl hatten wir einen deut-

lichen Stimmenzuwachs in der Ortschaft. – Voilà. So spielt sich das ab. Und alle, die 

nur gescheite Bücher schreiben, Politologen und so weiter, über Ideologien und so 

weiter, die haben keine Ahnung von der wirklichen Politik. Und meines Erachtens, 

die Herausforderung für jeden Abgeordneten ist, auf völlig unterschiedlichen Ebenen 

gleichzeitig erfolgreich zu sein und auf der einen Ebene nie die andere zu vergessen 

und vice versa, sachlich zu bleiben, aber draußen die sachliche Position, notfalls auch 

mit unsachlichen Mitteln, zu verteidigen und verständlich zu machen.
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Interviewer: Wie geht sich das alles im Zeitmanagement aus, die parlamentarische 

Tätigkeit in Wien, die Betreuung der Wählerinnen und Wähler daneben und unter 

Umständen noch ein Privatberuf?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Trostlos. – 70- bis 80-Stunden-Woche ist der Normal

zustand, und jetzt muss ich sagen, da neige ich fast dazu aufzustehen: Hut ab vor 

meiner Frau! Ich bin zum zweiten Mal verheiratet, aber wir haben in zweiter Ehe 

voriges Jahr die goldene Hochzeit gefeiert, und meine Frau hat insgesamt sechs  

Kinder großgezogen – drei aus erster Ehe, und drei haben wir noch dazu gemacht. – 

Aus allen ist etwas geworden. Ohne eine geduldige, verständnisvolle und zu vielen 

Entsagungen bereite Partnerin geht es nicht! Privatleben war auf Sparflamme.

Interviewer: Warum tut man das?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Wissen Sie die Antwort? – Ich auch nicht! Einfach, weil 

man nicht anders kann, weil es einen innerlich treibt. Also ich war als junger Mensch 

ein großer Idealist, und das war mein Motiv. Und später ist es irgendwie eine Abfolge 

von Zugzwängen. Du stehst immer wieder vor der Weichenstellung: Jetzt lassen oder 

weitermachen? Ja, und solange man die Kraft in sich spürt, sagt man, na, ich mach 

weiter. Ich habe Ihnen das Beispiel mit dem Dickdarmkrebs erzählt und Nationalrats-

präsident. Ja, so ist das, und irgendwann kann man nicht mehr zurück. Sie können 

vom Tiger, den Sie reiten, nicht abspringen. Trotzdem: Manche werden abgeworfen, 

und manche brechen einfach zusammen. Und da tun sich alle, alle Abgeordneten 

leichter, die für eine Großpartei tätig sind, egal für welche – inzwischen ist ja die 

FPÖ auch eine Großpartei. Also, die Abgeordneten von Kleinparteien, die sind sehr 

arm. Ich komme zu meinem ersten Wort zurück: trostlos! Das können nur Verrückte 

machen – ich zähle mich dazu! (Heiterkeit.)

Interviewer: Aber voll Stolz, hoffe ich! 

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Ja, ja! So wie es Wilhelm Busch gesagt hat: „Sie haben alles 

hinter sich und sind gottlob recht jugendlich!“ (Heiterkeit.)
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Interviewer: Unsere Zeit neigt sich leider dem Ende zu, aber ich darf noch ein paar 

abschließende Fragen stellen. Als Sie im Jahr 1983 Dritter Präsident des National

rates geworden sind, haben Sie natürlich neue Aufgaben gestellt bekommen,  

vorgefunden. Worin haben die bestanden?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Es war eine Hauptaufgabe, die war im Vordergrund von 

allen: Ich war der erste Dritte Präsident der FPÖ in der Zweiten Republik – im VdU 

hat es auch einen gegeben60, aber in der Zweiten Republik war ich von der FPÖ der 

erste, und alle haben geglaubt, ein FPÖler, der kann das ja gar nicht. Ich musste also 

beweisen, er kann’s! Und ich musste für das Amt des Dritten Präsidenten, nunmehr 

60 |  Der Verband der Unabhängigen (VdU) wurde 1949 gegründet und kandidierte als Wahlpartei 

der Unabhängigen (WdU) bei den Nationalratswahlen 1949 und 1953. Er zielte vor allem auf die  

Stimmen der 1949 wieder zur Wahl zugelassenen minderbelasteten ehemaligen Nationalsozialisten 

sowie auf die Stimmen von Heimatvertriebenen und Heimkehrern ab. Bei der Konstituierung des  

Nationalrates der VII. Gesetzgebungsperiode (1953–1956) wurde Karl Hartleb (1886–1965) als  

Vertreter des VdU zum Dritten Präsidenten des Nationalrates gewählt. 1956 ging der VdU in der  

neugegründeten FPÖ auf.

Besuch des deutschen Bundespräsidenten Walter Scheel (li.), der 

spätere Außenminister und ÖVP-Parteiobmann Alois Mock (re.), 

in der Mitte Gerulf Stix (1979) im österreichischen Parlament
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in der Hand einer Kleinpartei, noch dazu einer verrufenen, Vertrauen gewinnen – in 

jede Richtung. Und das, glaube ich, ist gelungen. Jetzt mache ich gleich einen großen 

Sprung: auch im Ausland! Denn ich habe ja insgesamt alles in allem fünf Parlaments-

delegationen ins Ausland geführt im Laufe der sieben Jahre Amtszeit. Und natürlich 

im Ausland … da kommt einer, der ist ausgerechnet von der rechtsradikalen FPÖ –  

ich bin nie als radikal eingestuft worden, aber im Ausland schon –, dann kommt 

einer, der ist ein ganz ein normaler Mensch! (Heiterkeit.)

Aber darf ich Ihnen auch da etwas Lustiges erzählen? Meine allererste Auslands- 

reise hat mir Präsident Benya nach dem Motto: ins kalte Wasser werfen, sehr früh 

zugewiesen. Ich wurde Ende Mai Dritter Präsident, und im September war Bulgarien 

an der Reihe, und der Benya hat zu mir gesagt: „Das macht der Präsident Dr. Stix.“ 

Und jetzt habe ich zwei Dinge erlebt: Es hat sich also herumgesprochen, dass ich 

diese Delegation nach Bulgarien leite, da kam auf mich zu der erst unlängst verstor-

bene – nein, das ist schon wieder ein bisschen länger her – Dr. Luis Ton … Wir haben  

immer Luigi zu ihm gesagt … nein, jetzt fällt mir der Name nicht ein – er war sogar  

Botschafter … bekannt … Bei der ÖVP war er außenpolitischer Sprecher, und er war 

sogar … Entschuldigung vielmals, der Name – wir haben in Tirol immer Luigi zu ihm  

gesagt. 

Interviewer: Sie meinen nicht Tončić-Sorinj?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Mir fällt der Name sicher noch ein, aber erst später61. Und 

der hat die Freiheitlichen nicht gemocht. Der kam zu mir und hat gesagt: „Du, Gerulf“ 

– die Tiroler sind alle per Du gewesen –, „du fährst in ein Ostblockland. Egal, was du 

redest, auf Deutsch natürlich“, hat er gesagt, „beende jede Rede mit den Worten …, 

61 | Es handelte sich offenbar um Ludwig Steiner (1922–2015). Er war Diplomat und von 1953 bis 

1958 Kabinettschef von Bundeskanzler Julius Raab. Von 1961 bis 1964 fungierte er als Staatssekretär 

im Bundesministerium für auswärtige Angelegenheiten. Nachdem er seine berufliche Laufbahn in 

diesem Bundesministerium als dessen Generalsekretär-Stellvertreter in der Zeit von 1972 bis 1979 

abgeschlossen hatte, gehörte er von 1979 bis 1990 für die ÖVP als deren außenpolitischer Sprecher 

dem Nationalrat an und machte sich u. a. durch seine umsichtige und ausgewogene Vorsitzführung in 

Untersuchungsausschüssen einen Namen.
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stoß an, heb das Glas und sag: ‚Druschba i mir!‘“ Da sage ich: „Was heißt denn das?“ 

Er sagt: „Freundschaft und Friede!“ Das war der eine Ratschlag. Ich bin dem gefolgt, 

habe meine erste Tischrede in Bulgarien, in Sofia, beendet mit den Worten: „Stoßen 

wir an: Druschba i mir!“ – Tobender Beifall. Da habe ich gewusst, das funktioniert.

Selbe Reise. – Wir sitzen im Flugzeug nach Sofia, hinter mir die proporzmäßig zusam-

mengesetzte Delegation, ich als Präsident vorneweg in der First Class und allein, und, 

etepetete, plötzlich kommt einer von den sozialistischen Abgeordneten zu mir – ich sag’ 

keinen Namen, es war ein Wiener Abgeordneter, sichtlich aus einem einfacheren Be-

ruf, ich kannte ihn nicht näher, wirklich nur aus dem Parlament, und natürlich informiert 

man sich, wenn die Delegation zusammengesetzt wird, über die Biografie der Einzelnen 

–, baut sich vor mir auf und sagt: „Du, Präsident, da Benya hot zu mir g’sogt, i soll da die 

Leit herrichten!“ Also, ich habe ein Pokerface gemacht und habe gesagt: „Ja, erklären 

Sie mir das bitte!“ – „Ja, du, Präsident, sogst ma, was du wüllst, und i sorg dafür, die Leit 

mochn des!“ Da habe ich gesagt: „Gut, machen wir.“ Und dann ist es gegangen. 

Und eine unserer ersten Tätigkeiten in Sofia war die Niederlegung des Kranzes  

am Grab des unbekannten Soldaten oder irgend so etwas. Und vorher habe ich mir  

den Abgeordneten geholt und habe zu ihm gesagt: „Du, 10 Minuten vor dem ver

einbarten Treffpunkt möchte ich, dass alle Leut’ da sind.“ – „Moch i da!“ Und so ge-

schah es. Das hat während der ganzen mehrtägigen Reise funktioniert. (Heiterkeit.)  

Also so spielt sich das ab ... In dem Moment, wo eine Delegation ins Ausland geht, ist 

ein Zusammenhalt da, da sind Parteisachen vergessen. Es wird auch parteipolitische 

Schmutzwäsche, die hier fleißig gewaschen, getrocknet und in den Wind gehängt 

wird, im Ausland nicht erwähnt. Also, da muss ich ehrlich sagen … 

Und noch ein Kompliment: Wir sind ja vor jeder Auslandsreise gebrieft worden von 

einem Beamten oder einer Beamtin aus dem Außenamt, aus dem Außenministerium. – 

Perfekt! Diese Leute arbeiten so gut: Hut ab! 

Interviewer: Sie haben gesagt, die wichtigste Aufgabe war, Vertrauen zu gewinnen. 

Wie ist Ihnen das in der Leitung der Sitzungen des Nationalrates möglich gewesen?
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Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Na ja, man hat am Anfang eine gewisse Schonfrist. Und das 

Zweite, man wird ja sehr gut vorbereitet. Es sitzen ja die Konzeptsbeamten … mit 

einem Wort das Croquis62. Trotzdem gibt es immer wieder Zwischenfälle. Und dann 

habe ich mir gleich von Anfang an angewöhnt, gegenüber Abgeordneten der eigenen 

Partei etwas strenger zu sein als gegenüber den anderen. Das war die erste Maß

nahme. Alle haben geglaubt: Na der wird die eigenen Leute bevorzugen. – Ich habe 

das Gegenteil gemacht – habe das meinen eigenen Leuten aber gesagt. Ich habe 

gesagt: „Machts euch darauf gefasst: keine Gnade!“ Sie kennen ja den berühmten 

Spruch, den hat auch irgendein Engländer gesagt, wenn es nicht sogar der Churchill 

war, ich weiß es nicht mehr genau: „Wer die Bühne der Öffentlichkeit betritt, hat 

jedes Recht auf Gnade verwirkt!“ (Heiterkeit.) – Den Spruch habe ich damals meinen 

Leuten gesagt. Ja, und dann haben alle mit der Zeit gesehen: Na der kann das eigent-

lich. Dann gab es ein paar Zwischenfälle, da ist es mir gelungen, die tadellos über 

die Bühne zu bringen, reden konnte man mit mir jederzeit über alles, und jeder hat 

gewusst … Das war der Vorteil meiner langjährigen Tätigkeit als Abgeordneter und in 

den Ausschüssen, die, die mich aus der Ausschussarbeit gekannt haben, haben ge-

wusst, wenn der Stix das sagt, das hebt. Und da brachte ich ein gewisses Vertrauen 

intern mit, und das hat mir nach außen geholfen. 

Interviewer: Wie sind Sie mit dem Instrument des Ordnungsrufes umgegangen?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Sparsam – sparsam! Ich habe nie Vergleiche angestellt,  

wie es jetzt ist, ich kann dazu nichts sagen, aber ich habe mich bemüht, sparsam 

damit umzugehen. 

Interviewer: Sie haben schon die Unterstützung durch die Beamten der Parlaments-

direktion am Präsidium erwähnt. Wie haben Sie allgemein die Unterstützung durch 

die Parlamentsdirektion erlebt?

62 | Als „Croquis“ (frz. für Skizze) wird im österreichischen Parlament ein von der Parlamentsdirek-

tion vorbereiteter und dem vorsitzführenden Präsidenten vorliegender Leitfaden bezeichnet, anhand 

dessen die parlamentarischen Verhandlungen und Abstimmungen korrekt geleitet werden können.
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Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Auch ein großes Kompliment: fair, sachlich und im Rahmen 

des Möglichen objektiv. Also ganz, ganz großartig war der Dr. Czerny63. Übrigens 

bilde ich mir ein, einer seiner Nachfolger war bei mir Konzeptsbeamter – ich sehe 

den Mann vor mir, der war auch sehr korrekt, der war ÖVP, aber der war sehr, sehr 

korrekt. Wenn Sie mir ein Foto vorlegen, zeige ich drauf, aber der Name fällt mir im 

Moment nicht ein. Es war auch ein Dr. Bauer, aber ich meine den anderen, der  

Dr. Bauer war auch nicht …

Interviewer: War das vielleicht der Dr. Lösch?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Lösch – nein, der war nicht Konzeptsbeamter bei mir. Der 

Dr. Lösch, mit habe ich auch sehr gut zusammengearbeitet. Der Dr. Lösch64 war einer 

der ganz … Den habe ich einmal gefragt, wie es darum ging, nach England zu fahren …

Interviewer: Der war ja gelernter Anglist.

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Ja. Und da habe ich eigentlich meine Erfahrungen mit ihm 

besprochen, ich habe gesagt, das Englische ist am Anfang eine einfache Sprache, je 

länger man es spricht, desto schwerer tut man sich, weil es keine Regeln hat – ganz 

anders im Französischen. Tirol war französische Besatzungszone, wir haben als erste 

Fremdsprache Französisch gehabt, da ist es genau umgekehrt. Französisch ist am  

Anfang sehr, sehr schwer, vor allem die Aussprache, und später leicht, weil es die 

Regeln gibt. Und dann habe ich gesagt – ich bin Lateiner auch, ich habe nur das  

kleine Latinum –, wahrscheinlich weil das Französische eine romanische Sprache ist. 

63 | Wilhelm F. Czerny (1924–1989), gelernter Historiker, war in der Parlamentsdirektion seit 1948 

zunächst als Archivar, dann als Referent tätig und wurde 1971 zum Parlamentsvizedirektor, 1973 zum 

Parlamentsdirektor ernannt. In dieser Funktion erneuerte er den Verwaltungsapparat des Parlaments, 

führte u. a. eine strukturierte Geschäftseinteilung ein und schuf einen Parlamentarisch-Wissenschaft-

lichen Dienst. Neben seiner Arbeit als Parlamentsbeamter war er mit Publikationen und Vorträgen an 

der Begründung der Politikwissenschaft als wissenschaftliches Fach in Österreich beteiligt und lehrte 

ab 1982 als Honorarprofessor für Politikwissenschaft an der Universität Wien.

64 | Hellmut Lösch (1934–2019) war von 1958 an in der Parlamentsdirektion tätig und von 1989 bis 

zu seinem Übertritt in den Ruhestand im Jahr 1992 Parlamentsvizedirektor.
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Da sagt der Dr. Lösch zu mir: „Täuschen Sie sich nicht, Herr Präsident, keine Sprache 

hat so viele lateinische Einsprengsel wie das Englische.“

Interviewer: Der war ja gelernter Anglist, der musste das wissen. Ein paar ganz kurze, 

abschließende Fragen: Sie haben schon gesagt, Präsident Benya ist eine jener wenigen 

Persönlichkeiten, die in Ihrem persönlichen Ansehen eher gewachsen sind mit nähe-

rem Kennenlernen. Wie haben Sie ihn in der Zusammenarbeit im Präsidium erlebt?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Schon als ich nur Abgeordneter war, war Benya eine Res-

pektsperson. Bei uns allen war vor allem sein Fleiß legendär. Er war um 8 Uhr in der 

Früh in seinem Büro als Gewerkschaftspräsident, und um acht Uhr war er da. Da 

haben alle gesagt: Hut ab! 

Zu mir war er am Anfang fair, aber distanziert. Als ich Dritter Präsident wurde, war  

er wirklich fair zu mir, aber distanziert. Und daraus ist im Laufe der Jahre fast so  

etwas wie eine Art Freundschaft geworden, wobei ich als Junger sagen muss, eine 

Art väterlicher Freundschaft von ihm aus. Ein einziges Mal habe ich erlebt, dass er 

sauer auf mich war, da ist er aber selber schuld gewesen. Darf ich das noch zum  

Abschluss erzählen? – Ein Heuriger war es. – Da kam eine Delegation aus England, 

eine Parlamentarierdelegation, die hat an sich Benya betreut, die Präsidenten haben 

ja die einlangenden Delegationen abwechselnd betreut. Dann hat er mich angerufen 

und zu mir gesagt: „Kollege“, hat er zu mir gesagt, „Kollege Stix, ich kann heute den 

Heurigen nicht machen. Täten Sie mit den Engländern zum Heurigen fahren?“ Da 

habe ich gesagt: „Na gut, ja. Ich habe keine Verpflichtung, ich bin in Wien, selbst

verständlich, mache ich!“ Und ich war keine Stunde mit den Engländern beim  

Heurigen, wer taucht auf? – Benya. Und er war ja bekannt dafür, dass er sehr gut 

und sehr gerne Wiener Lieder gesungen hat. Und die Musikanten dort, das waren 

nicht die Original Schrammeln, aber eine Art Schrammelmusik, die waren schon 

eingeschossen auf den Benya, und der hat nur gewinkt, und dann hat er zwei, drei 

Wiener Lieder zum Besten gegeben. Die Engländer waren hingerissen – hingerissen!
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Dann sagt der Benya zur mir: „Stix“, sagt er, „Sie san doch a Tiroler, singen S’ a Tiroler 

Lied.“ Nun, ich kann Tiroler Lieder, aber ich kann nicht singen. Ich kann einfach nicht 

singen, das ist nicht zum Anhören. Und das habe ich ihm versucht klarzumachen, 

aber er hat gesagt: „Singen S’!“ Ich konnte es nicht. Und dann ist mir die rettende 

Idee gekommen – ich war ja als junger Mensch bei einer Volkstanzgruppe – und ich 

habe zu ihm gesagt: „Singen kann i net, aber i mach an Schuachplattler.“ Und dann 

bin ich zur Musik und habe gesagt: „Spielts an Landler, aber ganz langsam – tam, 

tam, tam …“ Dann habe ich mir den Rock ausgezogen, die Ärmel hochgekrempelt, die 

Hosenbeine bis zum Knie hochgekrempelt, und habe 5 Minuten lang einen Schuh-

plattler gemacht. Die Engländer haben sich überschlagen vor Begeisterung! Und der 

Benya war auf mich sauer, weil ich ihm die Show gestohlen habe. (Heiterkeit.)

Aber das hat unserem freundschaftlichen Verhältnis keinen Abbruch getan.  

Ich muss sagen, Benya schätze ich über alle Maßen. 

Interviewer: So schön es wäre, weiter mit Ihnen zu sprechen, vielleicht doch nur 

noch eine abschließende Frage: Wenn Sie Ihre politische Laufbahn, Ihre politischen 

Erfahrungen Revue passieren lassen: Was wäre da für Sie die wesentliche Erfahrung? 

Welche Schlussfolgerung haben Sie gezogen? Was möchten Sie als Summe, als  

Erkenntnis aus Ihrem politischen Leben weitergeben?

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Ich variiere einen Spruch: Politik ist hoffnungslos, aber 

nicht ernst! Ich würde es wieder machen! 

Interviewer: Herr Präsident, ich danke Ihnen ganz herzlich für das Gespräch. 

Dipl.-Vw. Dr. Gerulf Stix: Ich bedanke mich für das Interview.
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Gerulf Stix als Preisträger beim Dinghofer-Symposium (2014) im österreichischen Parlament
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Zum Weiterlesen:  
Ausgewählte Schriften von Gerulf St ix

	� Volkswirtschaftliche Aspekte der Sonnenenergie, in: Freie Argumente 3, 1976, 

Folge 11, S. 1–12

	� Die arbeitslose Gesellschaft: Alptraum, Hoffnung oder Mißverständnis,  

Wien 1978

	� Das Nein der FPÖ zur Kernkraftnutzung, in: Freie Argumente 13, 1986,  

Folge 3, S. 131–149

	� Legendenbildung um die „Sozialpartnerschaft“, in: Freie Argumente 14, 1987,  

Folge 1, S. 25–30

	� Bevölkerungsrückgang, Gastarbeiter, Flüchtlinge und Einwanderer – ein  

Gordischer Knoten?, in: Freie Argumente 16, 1989, Folge 1, S. 3–6

	� Der Einfluß des Philosophen F. A. von Hayek auf die Programmatik der FPÖ, in: 

Freie Argumente 16, 1989, Folge 2, S. 9–16
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	� Energie und Umwelt, in: Freie Argumente 16, 1989, Folge 4, S. 19–22

	� Die Stunde des Euroliberalismus: Liberalismus und Nationalismus im neuen  

Europa, Wien 1991

	� Vollbeschäftigung – aber wie?, in: Freie Argumente 21, 1994, Folge 1, S. 5–12

	� Der Nationalstaat hat Zukunft, in: Freie Argumente 21, 1994, Folge 6, S. 5–9

	� Nostalgie darf Zukunftsdenken nicht verbauen, in: Andreas Mölzer (Hg.), Freiheit 

schreibt auf eure Fahnen!, Wien 2008, S. 75 ff.

	� Die Tiroler FPÖ und die Südtirol-Frage, in: Werner Neubauer (Hg.), Südtirol –  

eine freiheitliche Herzensangelegenheit, Wien 2009, S. 63 ff.
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Das Interview mit Gerulf Stix fand am 11. Oktober 2016 statt.

Die Reihe wird laufend um weitere Interviews ergänzt; das Erscheinen der Bände folgt keiner Reihung 

oder Kategorisierung, sondern unterliegt dem Zufallsprinzip, da sie jeweils nach Fertigstellung als 

Publikationen aufgelegt und unter www.parlament.gv.at zum Download zur Verfügung gestellt 

werden. Bitte beachten Sie auch den Podcast „Geschichte(n) aus dem Parlament“, der ebenfalls auf 

diesen Interviews basiert, sowie die zusammenfassende Publikation „Erlebter Parlamentarismus.  

Das österreichische Parlament im Spiegel persönlicher Erinnerungen.“



Weitere Bände der Reihe:

Band 1: Heinz Fischer

Band 2: Andreas Khol

Band 3: Gerulf Stix

Band 4: Heide Schmidt

Band 5: Freda Meissner-Blau

Band 6: Jürgen Weiss

Band 7: Anna Elisabeth Haselbach

Band 8: Erhard Busek

Band 9: Karl Blecha

Band 10: Willi Brauneder

Band 11: Michael Krüger

Band 12: Peter Kostelka

Band 13: Terezija Stoisits

Band 14: Paul Kiss

Band 15: Karl Smolle





Die Reihe „Das österreichische Parlament in persönlichen Erinnerungen“ 

bietet neue, spannende Einblicke hinter die Kulissen des parlamentari-

schen Betriebs in Interviews mit ehemaligen Abgeordneten zum National

rat und Mitgliedern des Bundesrates. Warum politische Entscheidun-

gen getroffen wurden, welchen Einfluss gesellschaftliche und mediale  

Rahmenbedingungen hatten und wie in entscheidenden Momenten der 

Parlamentarismus in der Praxis funktioniert – all diesen Fragen gehen 

die Gespräche nach und zeichnen so ein lebendiges Bild der Abläufe im  

österreichischen Parlament.


